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I. Vnulkmungen und Entscheidungen.
i.

Gewerberechtlicher Charakter der Hilfsbetriebe von
Eisenbahnen.

Erkenntnis des k. k. Benvaltnngsgerichlshofes vom 25 . Jnni
1901 , Nr . 5043 (M .-Z . 96280/V ) :

Im Namen Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaliungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-

Präsidenten Marquis Bacquehern . in Gegenwart der Räthe des k. k. Ver - !
waltungsgerichtsholes Dr . Habercr , Dr . Kleeberg , Dr . Ritter v. Heiterer
und Ritter v. Falser , dann des Schriftführers l. k. Hof -Secretärs Grafen
Kuenburg , über die Beschwerde der Stadtgemeinde Wien , gegen die Ent¬
scheidung des k. k. Eisenbahnministeriums ääto . 9 . Oktober 1900 , Z . 36498,
betreffend die Enheilung des Bauconsenses für die Reconstruction der Fett-
gasanstalt auf dem Bahnhofe in Hütteldorf -Hackmg , nach der am 25 . Juni ^
1901 durchgesührten öffentlichen mündlichen Verhandlung , und zwar nach An¬
hörung des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des Dr . Robert
Swoboda,  Hof - und Gerichtsadvocaten in Wien , in Vertretung der Be¬
schwerde , ferner der Gegenausführnngen des k. k. Ministerial -Secretärs Dr . ,
Kras  n y, in Vertretung des belangten k. k. Eisenbahnministeriums , sowie des
Dr . Edmund Ludwig Mayer,  Hof - und Gerichtsadvocaten in Wien , in Ver¬
tretung des mitbelangten Wilhelm Adolf Haust in Wien , zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.
Ein Kostenersatz wird nicht auferlegt.

Entscheidungsgründe.
Mit der angefochtenen Entscheidung wurde der k. k. Staatsbahn -Direction

Wien der Bauconsens für die Wiederherstellung des durch Brand zerstörten
Lheiles der Fettgasanstalt auf dem Bahnhöfe Hütteldorf -Hacking und für die
Herstellung einer Filteranlage daselbst ertheilt.

Hiebei wurde die bei der comniissionellen Verhandlung über das Project
von den Vertretern der Gemeinde Wien und mehreren Anrainern ausgestellte
Forderung , dass der Unternehmung die Erwirkung der Genehmigung der
gewerblichen Betriebsanlage bei der Gewerbehörde aufzntragen sei, abgewiesen.

Gegen diesen Theil der Entscheidung ist die vorliegende Beschwerde der
Gemeinde Wien gerichtet.

Dieselbe stützt sich einerseits darauf , dass gemäß H 27 , Z . 28 der Ge¬
werbeordnung bei der Herstellung von Leuchtgasbereitungsanstalten das besondere,
behufs Genehmigung der Betriebsanlagen vorgeschriebene Edictalverfahren
(29 der Gewerbeordnung ) dnrchznführen sei, worauf die Gemeinde ein Recht
habe , weil sie kraft ihrer gesetzlichen Verpflichtung , für die Sicherheit der
Person und des Eigenthums Sorge zu tragen und die Gesundheits - und
Feuerpolizei ausznüben (Z 46 des Gemeindestatntes vom 24 . März 1900,
L.-G .-Bl . Nr . 17 ) , auch rechtliches Gehör vor der competenten Gewerbehörde
erlangen müsse, andererseits darauf , dass es sich im vorliegenden Falle gar
nicht um einen Belrieh der k. k. Staatseisenbahnverwaltung , sondern nm
einen solchen der Firma W . A. Haust als selbständiger Unternehmerin handle.

Die Entscheidung des Eisenbahnministeriums dagegen geht von der
Rechtsanschannng aus , dass nach dem zwischen der k. k. Staatseisenbahnver¬
waltung und der Firma W . A H an st bestehenden Vertragsverhältnifse erster?
Unternehmerin und Snbject des Gaserzengnngsbelriebes , sowie Eigenthümerin
der Anstalt sei, während W . A. Haust nur als Organ der Staatseisenbahn-
verwaltnng mit der Betriebssührnng betraut sei, die Hütteldorfer Ölqasanstalt
somit gemäß Artikel V, lit . I der kaiserlichen Verordnung vom 20 . December
1859 , R .-G .-Bl . Nr . 227 , als ein von der Gewerbeordnung eximierter Hilfs-
betrieb der k. k. Staatsbahnen erscheine, daher einer gewerbebehördlichen Ge¬
nehmigung nicht bedürfe.

In der Gegenschrift behauptet das Eisenbahnministerium , dass die Frage,
ob die gegenständliche Fettgasanstalt einer gewerbebehördlichen Genehmignng
bedürfe , bereits rechtskräftig ansgetragen sei, weil die Gemeinde Wien bei
den commisfionellen Verhandlungen am 16 . Juli und 23 . September 1897
und auch in der gegen den für die Fettgasanstalt mit der Entscheidung des
Eisenbahnministeriums vom 4 . November 1897 , Z . 16240 , ertheilten Ban-
consens Hiergerichts überreichten Beschwerde die Forderung , dass diese Anlage
auch dem gewerbepolizeilichen Verfahren unterzogen werde , nicht gestellt habe

Diese Rechtsanschannng hat der Vcrwaltnngsgerichtshof nicht für zu¬
treffend erkannt.

Denn wenn die Rechtsanschannng der Gemeinde Wien richtig ist, dass
die in Rede stehende Anlage der gewerbebehördlichen Genehmignng bedürfe,
so war dieselbe nicht genöthigt , diese Einwendung bei der ans die Ertheilnng
des Bauconsenses abzielenden Verhandlung vorzubringen , und konnte diese
Frage jederzeit vor und nach Beginn des Betriebes erheben . Aber auch aus
der Entscheidung der k. k. niederösterreichischen Statthallerei voni 10 . Juni
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1900 , Z 26088 , kann die Einwendung der ros juclieata nicht begründet
werden , weil in derselben eine gegen die Gemeinde wirksame Entscheidung
über die Frage , ob die fragliche Anlage einer gewerbebehördlichen Genehmigung
bedürfe , nicht erblickt werden kann.

In der Sache selbst hat der Gerichtshof Folgendes erwogen:
Gemäß Artikel V , lit . I, findet auf die Eifenbahnunternehmnngen die

Gewerbeordnung keine Anwendung.
Der Begriff „ Eisenbahnnnternehmung " umfasst unzweifelhaft alles,

was zum Betriebe der Eisenbahn gehört und für die Bedürfnisse desselben
bestimmt ist, also auch alle Hilfsanstalten für den Betrieb der Unternehmnng.

Wenn nun eine Eisenbahnunternehmung für die Beleuchtung ihrer
Stationsanlagen und ihrer Waggons , und zwar ausschließlich zu diesem Zwecke
das erforderliche Leuchtmateriale , im concreten Falle das Ölgas , in eigenen
Betriebsslätten Herstellen will , so sind dieselben Hilfsanstalten für den Eisen¬
bahnbetrieb , und können auf die Errichtung einer solchen Anstalt die Bestim¬
mungen der Gewerbeordnung nicht Anwendung finden , und es hat daher die
Genehmigung der Betriebsanlage nach dem im dritten Hauptstücke der Ge¬
werbeordnung vorgeschriebenen Verfahren nicht einzutreten ; auf derartige , für
den Eisenbahnbetrieb bestimmte Anlagen find vielmehr die besonderen Be¬
stimmungen der Eisenbahngesktze anzuwenden.

In dieser Beziehung kommt vor allein das Eisenbahn -Concessionsgesetz
(Ministerial -Verordnung vom l4 . September 1854 , R .-G .-Bl . Nr . 238 ) in
Betracht . Hier ist im Z 10 , lit . a , als eine Verpflichtung der concessionierten
Eisenbahn -Unternehmungen vorgeschrieben , dass dieselben beim Baue der Bahn
und der einzelnen Objecte die allgemeinen Bau -, sowie die ihnen etwa er¬
lheilten besonderen Vorschriften genau zu erfüllen haben.

Hieraus geht hervor , dass für alle zum Eisenbahnbetriebe erforderlichen
oder bestimmten Anlagen nur die Baubewillignng einzuholen ist, deren Er-
theilung in der ausschließlichen Competenz des Eisenbahministeriums liegt . Dies
ergibt sich auch aus den Bestimmungen der ZA 18 , 19 und 25 der Verordnung
des Handelsministeriums vom 25 . Jänner 1879 , R .- G .-Bl . Nr . 19 , beziehungs¬
weise aus der Kundmachung des Handels - und Eisenbahnministers vom
19 . Jänner 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 16.

Bei der Ertheilung des Bauconsenses , beziehungsweise bei der derselben
vorangehenden politischen Begehung sind jedoch alle jene Umstände zu berück¬
sichtigen , welche vom Standpunkte des öffentlichen Interesses der Anrainer in
Betracht kommen , wobei noch bemerU wird , dass auch in Hinkunft die Führung
des Betriebes der Controle der zur Überwachung der Eisenbahnanlagen be¬
rufenen Behörden unterliegt.

Die Gemeinde Wien kann daher nicht mit Grund behaupten , dass il>r
die Vertretung der ihr anvertrauten Interessen unmöglich gemacht wäre , wenn
bei Anlagen , in welchen sich sonst unter die Bestimmungen des dritten Haupt¬
stückes der Gewerbeordnung fallende Betriebe bollziehcn , die Genehmigung der
Belriebsanlage nach Vorschrift der Gewerbeordnung nicht einzuholeu ist. Die
für Eisenbahnbauführuligen und Ballführungen ans Eisenbahngruud competente
Behörde hat eben dann bei der Baubewillignng auch die sonst für die Ge¬
nehmigung der Betriebsanlagen in Betracht kommenden Umstände in Rücksicht
zu nehmen . Wenn es sich also thalsächlich um die Betriebsanlage einer Eisen¬
bahn -Unternehmung handelt , so tritt ausschließlich die Competenz des Eisen¬
bahnministeriums zur Ertheilung des Bauconsenses ein , und kommt die Ge¬
nehmigung der Betriebsanlage vom gewerbebehördlichen Standpunkte aus nicht
weiter in Frage.

Wenn die Gemeinde Wien behauptet , dass nicht das Eisenbahnmini-
slerium , sondern das Ministerium des Innern , oder wenigstens dieses im Ein¬
vernehmen mit dem Eijenbahnministerium zur Entscheidung der Frage competent
gewesen wäre , ob das Unternehmen im concreten Falle als ein gewerbliches
anzusehen sei, so ist darauf hinzuweisen , dass die Frage überhaupt vor dem
Eisenbabnministerium nicht zur Entscheidung gebracht worden ist und die Be¬
antwortung derselben nur zur Begründung der Abweisung des von den Ver¬
tretern der Gemeinde Wien bei den commissionellen Verhandlungen vor¬
gebrachten Protestes erforderlich erschien.

Es wäre auch gar nicht in der Competenz des Eisenbahnministeriums
gelegen gewesen , der Forderung der Gemeinde entsprechend in den Bauconsens
eine Bedingung aufzunehmen , welche von der Entscheidung einer Frage ab¬
hängt , die nach der eigenen Anschauung der Gemeinde Wien nicht in die
Competenz des Eisenbahnministeriums fällt.

Die Gemeinde Wien begründet ihre Forderung aber , wie bereits eingangs
erwähnt , noch weiter damit , dass die Ölgasanstalt gar kein Betrieb der Eisen¬
bahn -Unternehmung , sondern eiu Betrieb des selbständigen Unternehmers
W . A . H anst und demnach von den Bestimmungen der Gewerbeordnung nicht
eximiert sei. Auch diese Einwendung beruht auf einer irrigen Auffassung der
Beschwerdeführerin.

Der Verwaltungsgerichtshof hatte nicht in eine nähere Untersuchung des
Verhältnisses , welches zwischen der Staatsbahnverwaltung und der Firma
W . A . Hanst besteht , einzugehen , sondern vielmehr den acteumäßigen That-
bestand seiner Entscheidung zugrunde zu legen . H^ uach wurde das Projekt
sowohl seinerzeit für die Errichtung , als auch gegenwärtig für die Reconstruction
der Ölgasanstalt in Hütteldors -Hacking von der k. k. Staatseisenbahn -Direction
Wien vorgelegt und von dieser der Bauconsens angestrebt und auch erworben.

Der Zweck der Anlage ist die Erzeugung und Comprimierung des zur
Beleuchtung der Wagen der Wiener Stadtbahn , sowie im Falle der Auf¬
lassung der Fettgasanstalt am Westbahnhofe in Wien zur Beleuchtung der
Wagen der k. k. Slaalsbahnen im allgemeinen erforderlichen Fettgases.

Es handelt sich also überhaupt nicht um ein gewerbliches Unternehmen,
sondern um eine Anstalt , welche ausschließlich für den Zweck des Eisenbahn¬
betriebes der Staatsverwaltung errichtet werden sollte . Auch die beschwerde-
führende Gemeinde behauptet nicht und weist auch nicht nach , dass die Firma

W . A . Hanst in der in Rede stehenden Ölgasanstalt Ölgas zu einem anderen
Zwecke als dem oben umschriebenen erzeuge.

Bei dieser Sachlage kann nicht behauptet werden , dass die Firma W . A.
Hanst — es möge ihr Verhältnis zur Staatseisenbahn -Verwaltung wie
immer geregelt sein — die Fettgas -Erzeugung in der in Rede stehenden Anstalt
als ein selbständiges gewerbliches Unternehmen betreibe , sie erscheint vielmebr
nur als Beauftragte der Eisenbahnverwaltung , und wie ihre Entlohnung für
die Betriebsführung geregelt ist, in welcher Weise sie den Betrieb selbst ein¬
gerichtet hat , wie das Verhältnis zum Arbeitspersonale geregelt ist, das alles
ist für die Beurtheilung der Eigenschaft der gegenständlichen Anstalt irrelevant.

Die Firma kann daher welche Vortheile immer aus dem Betriebe der
Anstalt erzielen , immer aber ist es ein Betrieb der Eisenbahnverwaltung , der
ausschließlich deren Zwecken dient.

Wenn die Gemeinde Wien sich auf eiu Erkenntnis der niederösterreichischen
Statlhalterei vom 10 . Juni 1900 , Z . 26088 , bezieht , mit welchem W . A.
Hanst wegen unbefugten Betriebes der Hütteldorfer Ölgasanstalt nach Z 132,
lit . a , bestraft wurde , und aus dieser Entscheidung ableitet , dass damit von
den kompetenten Gewerbebehörden bereits rechtskräftig die Eigenschaft der
Hütteldorfer Ölgasanstalt als eines selbständigen Gewerbsunternehmens der
Firma W . A . Hanst  ausgesprochen sei, so ist dies nicht zutreffend , weil für
die Entscheidung in dem Verfahren vor den Eisenbahnbehörden eine Ent¬
scheidung der Gewerbebehörde nicht präjudiciell sein kann , andererseits aber
auch in der angeführten gewerbebehördltchen Entscheidung nicht der von der
Gemeinde Wien behauptete Ausspruch gelegen ist.

Denn es handelt sich damals nicht um die Eigenschaft der Anlage,
sondern um die Qualification der Beschäftigung der Firma W . A Hanst,
und nur diese Beschäftigung wurde von der Gewerbebehörde als eine gewerb¬
liche, daher nach der Gewerbeordnung zu beurtheileude Beschäftigung erkannt.

In diesen Erwägungen musste die Beschwerde als unbegründet abge¬
wiesen werden.

2 .
Calcium -Carbid und Acetylen.

Die mit den Erlässen der k. k. n.-ö. Statlhalterei vom
Id . Juni 1897 , Z . 22112 , und vom 19. Juli 1898 , Z . 3352,
ertheilten Weisungen in Betreff der Herstellung und Verwendung
von Calcium -Carbid und Acetylen (siehe Amtsblatt Nr . 61 vom
Jahre 1897 , Gesetze und Verordnungen u. s. w. VII . 18, paZ . 69,
und Amtblatt vom Jahre 1899 , Gesetze, Verordnungen u. s. w.
II . 4, xa §. 10) werden durch nachstehende Verordnung der
Ministerien des Innern , des Handels und der Eisen¬
bahnen vom 14 . November  1901 , R .- G . -Bl . Nr . 184,
außer Kraft gesetzt:

Diese Verordnung hat folgenden Wortlaut:
Unter Zugrundelegung der bisherigen Erfahrungen über die Eigen¬

schaften des Calcium -Carbids (6 a. 0z ) und des aus demselben zu gewinnenden
Leuchtstoffes Acetylen (Or 82 ) werden hinsichtlich der Herstellung und der
Verwendung dieser beiden Stoffe , sowie des Verkehres mit denselben auf
Grund der Gewerbeordnung , des Sanitätsgesetzes vom 30 . April 1870,
R .-G .-Bl . Nr . 68 , und des Gesetzes vom 27 . Mai 1885 , R .-G .-Bl . Nr . 134,
betreffend Anordnungen gegen den gemeingefährlichen Gebrauch von Spreng¬
stoffen, zur Wahrung der hiebei in Betracht kommenden öffentlichen Rücksichten
folgende Anordnungen — vorbehaltlich der nach Maßgabe weiterer Er¬
fahrungen vorzunehmenden definitiven Regelung — getroffen:

4 . Netreffend das tzatcium-Karbid.
B e tr i e b s a » l a g eu.

H 1 . Die Betriebsanlageu für gewerbsmäßige Herstellung von Calcium-
Carbid , sowie , wenn hiebei Carbid in der im Z 4 bezeichneten Menge eingelagert
wird , auch für den Handel mit diesem Produkte unterliegen gemäß Z 25 des
Gewerbegesetzes vom 15 . März 1883 , R .-G .-Bl . Nr . 89 , vor ihrer Inbetrieb¬
setzung der gewerbebehördlichen Genehmigung , und hat bei Errichtung von
Calcium -Carbid . Fabriken zufolge Z . 5 des Z 27 des citierten Gesetzes das
in diesem Gesetze sür derartige Betriebsanlageu vorgeschriebene Edictalversahren
Anwendung zn finden.

Deponierung.

Z 2 . Das Calcium -Carbid ist ohne Unterschied der Quantität stets in
gas - und wasserdicht verschlossenen Metallbehältern aufzubewahren.

Gelangt nicht der ganze Inhalt eines Behälters auf einmal zur Ver¬
wendung , so ist das Carbid demselben nur nach Maßgabe des jeweiligen
augenblicklichen Bedarfes zu entnehmen.

Die Carbidbehälter sollen derart beschaffen sein , dass der Verschluss
derselben nach einer nur theilweisen Entleerung leicht und sicher wieder
hergestellt werden kann.

Die Metallbehälter haben an der Vorderseite in auffälligen Lettern
die Aufschrift zu tragen : „ Calcium -Carbid ! Stets gut verschlaffen und trocken
zu halten !"

Die Behälter dürfen nicht ans den im § 29 bezeichneten Metallen
hergestellt sein.
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8 3 . Die Deponierung des Calcium -Carbids bis zu einem Quantum
von 150 ist in Wohngebäuden gestaltet , wobei jedoch in je einem Metall¬
behälter nicht mehr als 50 Carbid enthalten sein dürfen.

Die hiefür bestimmten Räume müssen gegen Feuersgefahr und gegen
Eindringen von Feuchtigkeit möglichst geschützt sein . Kellerräume sind unter
allen Umständen ausgeschlossen.

8 4 . Calcium -Carbid ln Mengen von mehr als 150 Lss muss , wenn
die Einlagerung voraussichtlich nicht länger als drei Tage dauern wird , unter
Beobachtung der im § 3 verlangten Vorsichten in abgeschlossenen Magazinen
verwahrt werde » . Wenn es sich um die voraussichtlich längere Lagerung von
Calcium -Carbid in Mengen von mehr als 150 üg; handelt , müssen lür diesen
Zweck eigene Magazine verwendet werden , in welchen außer den zur Reinigung
des Acetylens verwendeten Chemikalien keine sonstigen Materialien gelagert
werden dürfen.

Diese Magazine müssen feuersicher gebaut , mit leichtem Dach versehen
sein , dürfen nur feuersicher absperrbare Thür - und Fensteröffnungen besitzen
und nicht in einem Jnundationsgebiete stehen , noch aufsteigenden Grund¬
wässern erreichbar sein.

Die Ventilation muss eine ausgiebige sein ; die Ventilationsöffunngen
(Schläuche ) sind stets offen zu halten , dürfen überhaupt keine verschließbaren
Vorrichtungen besitzen und müssen so beschaffen sein, dass Regen unb Schnee
nicht dnrch dieselben in die Magazine dringen , dagegen aber das Gas auch
von den höchst gelegenen Punkten des Raumes entweichen kan » .

In den Magazinsräumen darf nicht mit offenem Lichte manipuliert
werden . Eine eventuelle künstliche Beleuchtung hat von außen unter gehörigem
Glasverschluffe gegen den Magazinsraum zu geschehen.

Das Rauchen ist in diesen Räumen verboten.
8 5 . In Verkaufslocalen kann Calcium -Carbid bis zu 20 IcZ auf-

bewahrt werden.
Manipulation.

Z 6 . Die Zerkleinerung des Calcium -Carbids muss mit möglichster Ver¬
meidung jeder Staubentwicklung erfolgen ; bei umfangreicheren Arbeiten dieser
Art sind die Arbeiter mit Respiratoren und Schutzbrillen zu versehen.

Versendung.
ß 7 . Die Versendung des Calcium -Carbids darf nur in gas - und wasser¬

dichten Metallbehältern erfolgen , deren Verschluss die möglichste Gewähr
gegen eine unbefugte Öffnung bietet.

3 . Betreffend das Acetylen.
I . Allgemeine Bestimmungen.

Flüssiges Acetylen.
8 . 8 . Ans flüssiges Acetylen haben die Bestimmungen des Gesetzes vom

27 . Mai 1885 , R .-G .- Bl . Nr . 184 , gegen den gemeingefährlichen Gebrauch
von Sprengstoffen und die gemeingefährliche Gebarung mit denselben und der
zu diesem Gesetze erlassene » Verordnungen Anwendung zu finden.

Die Herstellnug und Verwendung flüssigen Acetylens — wissenschaftliche
Versuche in Laboratorien ausgenommen — ist dermalen unzulässig.

Gasförmiges Acetylen.
8 9 . Comprimiertes Acetylengas , das heißt mit einem Drucke von

mehr als l ' I Atmosphären absolut (8 32 ), darf nur in Mischungen mit
anderen Gasen über specielle Bewilligung der politischen Landcsbehörde»
erzeugt und angewendet werden.

Eine Mischung von Acetylengas und Fettgas , in welcher höchstens
50 Percent Acetylengas enthalten sein darf , kann einem Drucke bis zu 10 Atmo¬
sphären (absolut ) ausgesetzt werden.

Bei Mischungen von Acetylen mit anderen Gasen ist ein Druck bis zu
6 Atmosphären (absolut ) gestattet.

Die Mischungsverhältnisse müssen einen von der competenten Behörde
als zulässig erachteten Grad der Sicherheit gegen Explosion besitzen. Der
betreffende Gesuchsteller hat sich genau an die limitierten Mischungsverhältnisse
zu halten.

Die Mischung von Acetylen mit atmosphärischer Luft ist unter allen
Umständen untersagt.

Im übrigen ist die Erzeugung gasförmigen Acetylens nach Maßgabe der
folgenden Bestimmungen gestaltet.

8 10 . Die Betriebsanlagen für gewerbsmäßige Erzeugung von Acetylen¬
gas unterliegen gemäß 8 27 , Punkt 28 der Gewerbeordnung der gewerbe-
behördlichen Genehmigung . Zu der commissionellen Verhandlung über die
Betriebsanlage hat die Gewerbebehörde einen im Fache erfahrenen Sach¬
verständigen beizuziehe » .

8 11 . Die Aufstellung stabiler Apparate zur Erzeugung von Acetylengas
für nicht gewerbliche Zwecke , sowie wesentliche Änderungen an solchen Apparaten
dürfen nur von den nach 8 13 concessionierten Acetylengas -Jnstallateuren
vorgenommen werden und sind von den letzteren vor Beginn der Jnstalia-
lionsarbeiten der politischen Behöroe erster Instanz unter Bekanntgabe des
Systems des Apparates und unter Bezeichnung des Raumes , wo dessen Auf¬
stellung beabsichtigt ist, anznzeigen.

Die genannte Behörde ist berechtigt , sofern es ihr aus öffentlichen
Rücksichten geboten erscheint , sich in einem von ihr für geeignet erachteten
Zeitpunkte an Ort und Stelle von der Beobachtung der bestehenden Vor¬
schriften von amtswegen zu überzeugen . Dieselbe hat die Abstellung etwa Vor¬
gefundener Vorschriftswidrigkeiteu zu veranlassen , eventuell , wenn es Rücksichten
des öffentlichen Interesses erheischen , die Sistierung des Betriebes zu ver¬
fügen.

Die .Aufstellung und der ,Betrieb stabiler Apparate der im 8.. 17) 1>t . Z
und d , bezeichneten Kategorie , sowie die Vornahme wesentlicher Änderungen
an solchen Apparaten sind an eine besondere Bewilligung der im ersten Absätze
bezeichneten Behörde geknüpft , welche nach Einvernahme der Gewerbebehörde
auf Grund einer unter Zuziehung von Sachverständigen , Interessenten und
Vertretern der Gemeinde an Ort und Stelle vorzunehmenden commissionellen
Verhandlung ertheilt werden kann . In solchen Fällen hat die im ersten Absätze
vorgeschriebene Anzeige die uöthigen Pläne und Beschreibungen ^ der Anlage
zu enthalten und darf mit den betreffenden Arbeiten erst nach erhaltener be¬
hördlicher Bewilligung begonnen werden.

8 12 . In den Fällen der 88 10 und 11 ist von der commissionierenden
beziehungsweise revidierenden Behörde gleichzeitig die Erfüllung der im vorher¬
gegangenen Abschnitte hinsichtlich der Deponierung des Calcium -Carbids
gegebenen Vorschriften sicherzustellen.

Concessionspflicht.
8 13 . Die gewerbsmäßige Aufstellung stabiler Apparate , beziehungsweise

Ausführung von Acetylengas -Leitungen und -Beleuchtungseinrichtungen ist
gemäß 8 15 , Z . 17 der Gewerbeordnung an eine Concession gebunden.

Bewerber um eine solche Concession haben außer den allgemeinen Be¬
dingungen des 8 23 der Gewerbeordnung ihre besondere Befähigung nach den
Bestimmungen des Punktes 8 der Ministerial -Verordnnnq vom 17 . September
1883 , R .- G .-Bl . Nr . 151 , uachzuweisen.

Die hienach concessionierten Gasinstallateure sind verpflichtet , über die
von ihnen zur Ausführung übernommenen Acetylengasarbeiten eine — von
den etwa gleichzeitig ihnen obliegenden Vormerkungen über Leuchtgasarbeiten
(8 2 der Ministerial -Verordnung vom 9 . Mai 1875 , R .-G .-Bl . Nr . 76 ) ab¬
gesonderte — genaue chronologische Vormerkung zu führen , in welche die
Gewerbebehörde I . Instanz jederzeit Einsicht nehmen kann.

Prüfung der Apparate.
8 14 , Für Acetylengasanlagen aller Art (8 17 , iit . a bis k ) dürfen

nur solche Apparate in den Verkehr gebracht werde »,ederen System von der
politischen Landesbehörde , in deren Verwaltungsgebiet sich der Standort der
den Vertrieb beabsichtigenden Firma befindet , auf Grund fachmännischer
Prüfung für zulässig erklärt ist.

Hiebei ist auch die Richtigkeit und Vollständigkeit der von der ein¬
schreitenden Firma im Entwürfe beizubringenden , im 8 13 vorgesehenen
Beschreibung (Belehrung ) zu überprüfen.

Liegt der Standort der Firma außerhalb des Geltungsgebietes dieser
Verordnung , so ist zur Znsjissigkeitserklärung jene politische Laudesbehörde
berufen , in deren Verwaltungsgebiete die Firma Niederlagen ihrer Apparate
errichten oder Apparate aufstellen will.

Beigabe einer Belehrung zum Apparate.
8 15 . Jedem Apparate muss eine genaue Beschreibung seiner Con-

struction , sowie seiner Handhabung und Bedienung beigegeben sein, welche
auch die nötbigen Anhaltspunkte für die Beurtheiluug einer entsprechenden
Reinheit des Gases anzugeben hat.

Diese Beschreibung hat ferner die nach 8 14 dieser Verordnung erfolgte
Genehmigung des bezüglichen Systems unter Nennung der betreffenden Be¬
hörde und der Daten ihres Genehmigungsbescheides auszuweisen , sowie eine
Belehrung zu enthalten über die Behandlung und über die Eigenschaften des
Calcium - Carbids und des Acetylengases , über die aus denselben resultierenden
eventuellen Gefahren und über das zur Vermeidung , beziehungsweise bei
Eintritt der letzteren zu beobachtende Verhalten.

Diese Beschreibung beziehungsweise Belehrung ist im Apparatenraume
an augenfälliger Stelle verglast aufzuhängen.

Bedienung der Apparate.
8 16 . Alle Apparate sind nur von geeigneten und verlässlichen Personen

zu bedienen . Handelt es sich um Anlagen , welche auf einen gleichzeitigen
Acetylenconsum von mehr als 1000 Stundenlitern eingerichtet sind , oder um
stabile , auf einen geringeren Consum eingerichtete Apparate , welche derart
konstruiert sind , dass die Entleerung , sowie die Ncubeschickung mit Carbid
durch Öffnen von mit Acetylengas gefüllten Apparatentheilen oder überhaupt
durch Manipulationen an solchen Apparatentheilen erfolgt , so hat die nach
8 10 , beziehungsweise nach 8 11 competentel Behörde über die diesfällige
Eignung der vom Inhaber der Anlage namhaft zu machenden Personen unter
Bedachtnahme auf die Größe der Anlage zu entscheiden.

II . Besondere Bestimmungen.

a ) Für Acetylengas -Erzeugungs -Apparate.

Gliederung nach dem Systeme und der Verwendung
der Apparate.

8 17 . Die Apparate zur Acetylengas -Erzengung gliedern sich:
1 . hinsichtlich ihres Systems in:

a) Apparate , bei denen das Wasser in kleinen Mengen auf das Calcium-
Carbid tropft oder fließt;

b ) Apparate , bei denen das gesammte Calcium -Carbid in das Wasser
gesenkt wird;

o) Apparate , bei denen das Wasser von unten an das Calcium -Carbid
heransteigt;

ä ) Apparate , bei denen das Calcium - Carbid portionsweise in das
Wasser fällt:
2. hinsichtlich der Art ihrer Verwendung in:

1*
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«) portative Apparate in Form von Tischlampen , Projectionslampen,
Wagen - und Fahrradlaternen , Gasöfen rc . ;

k) stabile Hausapparate zur Beleuchtung von Wohnräumen und Wohn¬
gebäuden ;

x ) Apparate zur Beleuchtung von Gebäuden , in welchen sich dauernd oder
zeitweilig eine größere Anzahl von Menschen aushält (wie Gasthäuser,
Fabriken , große Gewerbe -Etablissements , Spitäler rc .) ;

I>) Apparate zur Beleuchtung von Städten , Stadttheilen , Ortschaften oder
größeren Gebäiidecomplexen (Centralanlageu ).
8 18 . Apparate des Systems a dürfen nur bei portativen Lampen und

Laternen in Anwendung kommen.
Diese Apparate sind vorläufig im allgemeinen nur als Fahrrad - und

Wageulateruen zulässig , zum Gebrauche in Wohnräumen dagegen nur dann,
wenn der Brenner mittels eines Hahues vom Gasbehälter abgesperrt und
das bei der Nachvergasung sich entwickelnde Acetylen in einer gefahrlosen
Weise im Apparate zurückbehalten werden kann.

8 19 . Für Acetylengasanlagen , die auf einen gleichzeitigen Acetylen-
consum von mehr als 1000 Stundenlitern eingerichtet sind , dürfen keine
Apparate verwendet werden , bei welchen die Entfernung des Wassers und der
Rückstände , sowie die Neubeschickung mit Carbid durch Öffnen von mit
Acetylengas gefüllten Apparatentheileu oder überhaupt durch Manipulationen
seitens des Bedienungspersonales an solchen Apparatentheileu erfolgt.

Wenn die Apparate im automatischen Betriebe eingerichtet sind, sollen
die automatischen Vorrichtungen streng auf sicheres Functionieren in allen
möglichen Fällen überprüft werden.

Z 80 . Apparate der Systeme i> und e dürfen nur dann in Anwendung
kommen , wenn der Nachweis erbracht wird , dass eine Nachvcrgasung bei den¬
selben nicht stattfindet oder dass eine solche nicht hinderlich oder schädlich
wirken kann.

Von der politischen Landesbehörde gemäß 8 14 genehmigte Apparate
des Systems ä sind rücksichtlich ihrer Verwendung au weitere Beschränkungen
nicht gebunden . Bei den einzelnen Apparaten dieses Systems muss der Glas¬
behälter groß genug sein , um die von einer Tarbidportion entwickelte Gas-
menge aufzunehmen.

8 21 . Apparate der Kategorie k dürfen in den Wohnräumen selbst
nicht aufgestellt werden , können jedoch in Nebeuräumen , Souterrainräumen,
welche nicht zu Wobuzwecken benützt werden , dann untergebracht werden,
wenn die jeweilige mit Wasser in Contact kommende Carbidmenge 2 üZ nicht
übersteigt und der Gassammler nicht mehr als 600 1 Gas aufzunehmen
imstande ist.

Diese Räume , welche zu keinem anderst ! Zwecke zu verwenden sind,
müssen mindestens so groß sein, dass deren Gesammtfläche das Dreifache der
von den Apparaten bedeckten Bodenfläche beträgt.

Kellerräume sind von der Verwendung zur Aufstellung der im ersten
Absätze ermähnten Apparate unter allen Umständen ausgeschlossen.

8 22 . Die Apparate der Kategorie A sind immer in einem eigens hiezu
bestimmten feuersicheren , mit einem leichten Dache versehenen Gebäude aus¬
zustellen.

Dieses Gebäude ist von Wohngebäuden 10 m entfernt anzubringen oder
durch eine Brandmauer von denselben zu trennen , wenn die jeweilige mit
Wasser in Contact kommende Carbidmenge 25 Zlc übersteigt und der Gas¬
sammler mehr als 8m ° Gas aufzunehmen imstande ist.

Für Anlagen , deren Leistungsfähigkeit die eben erwähnte Grenze nicht
übersteigt , genügt eine Entfernung von 5 in von Wohngebäuden.

8 23 . Apparate der Kategorie !r (Centralanlageu ) sind so aufzustellen,
dass der Gas - Erzeuger und der Gassammler sich in von einander getrennten
Gehäusen befinden . Der Gassammler kann auch im Freien untergebracht
werden.

Die Anlage ist von Wohngebäuden 10 m entfernt anzubringen oder
durch eine Brandmauer von denselben zu trennen . Dieselbe ist überdies mit
Blitzableitern zu versehen und durch eine Einfriedung gegen die Annäherung
Unberufener zu sichern.

Beschaffenheit der Räume,
ß 24 . Alle Räume , in welchen Acetylengas -Apparate der Kategorie k, g;

und li aufgestellt werden sollen , müssen wasserundurchlässig gepflastert , aus¬
reichend ventilierbar sein und hinreichendes Tageslicht , sowie nach außen
ausschlagbare Thüren erhalten.

Die Ventilationsöffnungen dürfen keine verschließbaren Vorrichtungen
besitzen , müssen also stets offen gehalten werden , dabei aber so beschaffen sein,
dass Regen und Schnee nicht durch dieselben eindringen kann . Ihre An¬
bringung hat derart zu erfolgen , dass Gas auch von den höchst gelegenen
Punkten des Raumes entweichen kann.

In diesen Räumen sind keinerlei Feuerstellen anzubringen , und dürfen
dieselben nur von außen hinter Glasverschluss beleuchtet werden.

Kennzeichnung der Räume.
8 25 . Bei allen im 824 bezeichneten Räumen ist an der Eingangsthür

eine Tafel anzubringen , mit dem Inhalte : „ Acetylengas -Anlagen ! Fremden
ist der Eintritt verboten . Jede Manipulation mir offenem Lichte, sowie das
Rauchen sind strengstens untersagt ."

Maßnahmen bei Ausbruch eines Feuers.
8 26 . Wenn in der Nähe der Anlage Feuer zum Ausbruche kommt,

darf der Haupthahn nicht früher abgesperrt werden , bevor nicht volle Ge¬
wissheit darüber besteht , dass in jenen gesährdeten Räumen , in welche sich die
Rohrleitung erstreckt , keine Personen mehr anwesend sind.

Zum Löschen einer allfälligen Feuersbrunst ist im Locale stets Sand,
Asche oder Erde bereit zu halten.

8 27 . Die Ortsfeuerwehr ist mit solchen Anlagen bekanntzumachen.

Manipulation bei Beschickung und Entleerung der
Apparate.

8 28 . In dem Raume , in welchem sich der Erzeuger befindet , darf nie
gleichzeitig mit Wasser und Carbid manipuliert werden . Erst nach Beschickung
des Apparates mit Wasser ist die Manipulation mit Carbid vorzunehmen.

Die Entleerung der Rückstände muss bei allen Apparaten so erfolgen,
dass keine solche Quantität von Acetylengas entweicht , die im Locale explosible
Gasluftgemische erzeugen könnte.

Apparate , die das Calcium -Carbid so unvollständig zersetzen, dass im
Rückstände größere unvergaste Carbidstücke oder große Mengen von Acetylengas
uachgewiesen werden , find nicht zulässig.

Nichtverweudbare Metalle.
8 29 . Zur Construction von Apparaten , in welchen Acetylengas erzengt

werden soll, dürfen , insoweit das Materiale mit Calcium -Carbid oder
Acetylengas in Berührung kommen kann , Metalle , welche mit Acetylen
explosible Verbindungen entgehen , insbesondere Kupfer und Quecksilber , nicht
in Verwendung genommen werden.

Construction der Apparate.
8 30 . Der Vergaser muss mit der Glasglocke durch feste Rohre ver¬

bunden sein ; Schläuche jeder Art sind unzulässig.
Apparatentheile , die Acetylengas enthalten , dürfen bei stabilen Apparaten

nicht gelölhet , sondern müssen genietet oder patcnlgeschweißt sein.
8 31 . Bel Anlagen , deren System nicht schon von vornherein die Über¬

schreitung des zulässigen Druckes ausschließt , sind Manometer überall dort an-
zubringen , wo eine Drucküberschreituiig stattfinden kann.

Waffermanometer müssen absperrbar und doppelt so lang sein , als es
für den normalen Druck nothwendig wäre.

Qnecksilbermanometer sind unbedingt ausgeschlossen.

Zulässiger Gasdruck.
8 32 . Der Gasdruck in den Gas - Erzeugern , Gasbehältern und Rohr¬

leitungen und sonstigen Theilen der Anlagen darf 1' 1 Atmosphäre (100 om
Überdruck ) nicht übersteigen (8 9 ).

Bedeutende Druckschwankungen sollen im Erzeuger in keinem Momente
des Betriebes Vorkommen.

Sicherheitsventil.
8 33 . Jeder Apparat muss mit einem Sicherheitsventil oder einem

Überlaufrohre versehen sein.
Jedenfalls muss das ausströmende Gas direct ins Freie geleitet werden.

Das zu diesem Zwecke angebrachte Überlaufrohr , beziehungsweise das Ab¬
leitungsrohr vom Sicherheitsventil mündet am besten über Dach . Keinesfalls
darf das Rohr in der Nähe von Wohnräumen und Fenstern oder derart an¬
gebracht werden , dass das Gas von unbefugter Hand angezündet werden !kann ;
auch ist die Nähe der Kamine zu vermeiden.

Das Rohr muss gegen das Eindringen von Regen und Schnee gehörig
geschützt sein.

Sperrflüssigkeit.
8 34 . Wo bei Gasbehältern die Gefahr des Einfrierens nicht auf andere

geeignete Weise beseitigt erscheint , ist als Sperrflüssigkeit eine Kochsalzlösung
zu verwenden.

Zulässige Temperatur.
8 - 35 . Die Temperatur , welche durch die Zersetzung des Calcium -Carbids

mit Wasser im Gasraume des Entwicklers erzeugt wird , darf in keinem Augen¬
blicke des Vergasungsprocesses 50 ° C . übersteigen.

Ausgenommen sind nur portative einflammige Apparate , bei welchen eine
Temperatur von 80 ° C . zulässig ist.

Reinigung s - und Trockenvorrichtungen.
8 36 . Bei stabilen Acetylengasanlagen sind , sofern das System dies

nicht überflüssig macht , Wäscher , jedenfalls aber Reinigungs - und Trocken-
apparale einzuschalten , und ist mit besonderer Sorgfalt darauf zu sehen , dass
das Gas thunlichst unmittelbar nach der Erzeugung , jedenfalls aber vor dem
Hanpthahne von den beigemengten Verunreinigungen , namentlich Ammoniak,
Schwefelwasserstoff und Phospyorwafserstoff befreit wird.

Ob die Reinigung des Gases eine genügende ist, wird insbesondere bei der
Prüfung des Systems unter Festhaltung der Thatsache zu constatieren sein , dass
der Reiniger hinlänglich groß ist, um alle Beimengungen bis auf unschädliche
Quantitäten zu beseitigen.

Vorsichtsmaßregeln bei Reparaturen.
8 37 . An Apparaten sind Reparaturen , bei welchen Stichflammen in

Verwendung kommen , nur dann vorzunehmen , wenn in keinem Apparaten¬
theile im Bereiche der Reparatur Gas enthalten und die betreffende Stelle
durch Schließen der Hähne isoliert ist.

Signalvorrichtungen.
ß 38 . Bei automatisch wirkenden Systemen sind Signalvorrichtungen

auzubringen , welche den höchsten und den niedrigsten zulässigen Stand der Glocke
anzeigen.

Diese Signalvorrichtungen müssen jedoch so beschaffen sein, dass das
Entstehen von Funken im Inneren des Apparatenraumes ausgeschlossen ist.
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I») Leitungen und Belenchtungsgegenstände.
8 39 . Für die Acetylengasleitungen haben im allgemeinen die Bestim¬

mungen des Gasregulatiss (Ministcrial -Berortnung vom9 . Mai 1875 , R .-G .-Bl.
Nr . 76 ) zu gellen , jedoch ist für die Manometerproben nicht eine Wassersäule
von 237 mm , sondern mindestens eine solche von 350 mm , bei einem Brenner¬
drucke von mehr als 117 mm aber der dreisache Brennerdruck zur Grundlage
zu nehmen . Der Drnckverlust darf während 5 Minuten nicht mehr als 20 mm
betragen.

Verwendung bestehender Gasleitungen.
ß 40 . Bestehende Leitungen für Steiukohlengas können sür Acetylengas

verwendet werden , wenn eine vorzunehmende Prüfung derselben ergibt , dass
diese Leitungen die für Acetylengas erforderliche höhere Dichtung besitzen.

Material für die Leitungen.
§ 41 . Zu den Leitungen ist in der Regel nur Eisen und Blei zu ver¬

wenden , jedenfalls find die im Z 29 vorgesehenen Metalle , insbesondere Kupfer
von der Verwendung unbedingt ausgeschlossen . Gummischläuche sind nur als
Verbindungen mit beweglichen Lampen , Gasöfen rc. gestattet , jedoch muss jeder
Schlauch von der currenten Leitung durch einen Hahn abgeschlossen werden
können , wogegen an der Lampe , dem Gasofen rc . ein solcher Absperrhahn
nicht angebracht werden darf.

Bleirohre dürfen nur dort , wo sie mechanischen Beschädigungen nicht
ausgesetzt und stets freiliegend sind , in Anwendung gebracht werden.

8 42 . Bei Leitungen in Wohnungen haben die Gewinde eine Länge zu
erhalten , die dem äußeren Rohrdurchmefser mindestens gleichkomml ; die Ge¬
winde der Brenner müssen mindestens 1 em lang sein.

Entfernung der ersten Flamme vom Gasbehälter.
8 43 . Bei stabilen Apparaten muss die dem Gasbehälter zunächst anzu¬

bringende Flamme mindestens 3 m , längs des Rohres gemessen , vom Gas¬
behälter entfernt sein.

e> Abfuhr und Verwertung der Rückstände.
8 44 . Die Rückstände aus den Acetylenbeleuchtungs -Apparaten sind im

allgemeinen auf unschädliche Weise zu beseitigen . Sie können in Senkgruben
geschüttet , von Zeit zu Zeit auf das Feld verführt oder zur Mörtelbereitung
oder zum Kalkanstriche der Wände verwendet werden.

8 45 . Eine Beseitigung der Rückstände durch Ausschütten in die Aborte
ist nur bei den Apparaten der Kategorie s und 1 des 8 1? , und zwar nur
dann zulässig , wenn die Beseitigung nach gründlicher Vermischung mit einem
mindestens zehnfach größeren Wassecquantum erfolgt und wenn eine Canali-
sation mit Wasserspülung vorhanden ist.

Ist eine Canalisation mit hinreichender Wasserspülung nicht vorhanden,
so sind die Rückstände aus den bezeichneten Apparaten auf die im 8 44 an¬
gegebene Weise zu beseitigen.

Für die Rückstände ans den Apparaten der Kategorie ^ und ir des
8 17 sind eigene wasserundurchlässige Gruben mit genau passendem Deckel
anzulegen , deren Inhalt von Zeit zu Zeit auf das Feld zu verführen ist oder
zur Mörtelbereituug oder zum Kalkanstriche der Wände verwendet werden kann.

Straf - und Schkussöeliimmungen.
8 46 . Übertretungen der Bestimmungen dieser Verordnung werden , in¬

sofern sie nicht unter das allgemeine Strafgesetz oder unter die Strafbestim¬
mungen der Gewerbeordnung oder anderer Gesetze fallen , gemäß der Mini-
sterial -Verordnung vom 30 . September 1857 , R .-G .-Bl . Nr . 198 , mit Geld¬
strafen von 2 bis 200 L oder mit Arrest von 6 Stunden bis zu 14 Tagen
geahndet.

8 47 . Für den Bereich der Eisenbahnen haben die Bestimmungen dieser
Verordnung insofern in Anwendung zu kommen , als sie sich nicht auf gewerbc-
mäßige Betriebe (Artikel V , lit . I des Kundmachungspatentes zur Gewerks-
ordnung vom 20 . December 1859 , R .-G .-Bl . Nr . 227 ) beziehen und nicht
besondere Vorschriften Uber den Transport auf Eisenbahnen und die Ein¬
lagerung in Eisenbahumagazine anderweitige Anordnungen enthalten.

Hiebei ist jedoch an Stelle der in den 88 9, 11 , l4uud 16 bezeichneten
Behörden , soweit es sich um den Betrieb der Eisenbahn handelt , die Eisen¬
bahnaufsichtsbehörde (8 8 der Kundmachung vom 19 . Jänner 1896 , R .- G .-Bl.
Nr . 16) zu den dort vorgesehenen Amtshandlungen berufen , welche in den
Fällen , wo die Aufstellung von Acetylenapparaten an eine besondere behörd¬
liche Bewilligung geknüpft ist (811 , Absatz 3) , vor der Entscheidung das Ein¬
vernehmen mit der politischen Landesbehörde zu Pflegen hat . Der genannten
Aufsichtsbehörde steht es auch frei , die in 811 , Absatz 1 bezeichneten Arbeiten
solchen entsprechend qualificierten Eisenbahuorganen zu übertragen , welche sich
nicht im Besitze der im 8 13 vorgesehenen Conccssion befinden.

8 48 . Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Kundmachung in Kraft.

S
Bequartierung der zur unentgeltlichen Probedienst-
leistung behufs Erlangung einer Anstellung im

öffentliche » Dienste beurlaubten Unteroffieiere.
Circular -Etlass der k. k. n :-ö. Statthalterei vom 14 . No¬

vember 190l , Z . 102834 (M .-Z . 94895/XV1 .) :
DaS k. u . !. Reichs -Kriegsmiuisterium hat mit dem Erlasse Z . 4848

vom II . Octoder 1901 angeordnel , dass in Hinkunft sür die zur unentgelt¬
lichen Probedienstleistung (Probepraxis ) behufs Erlangung einer Anstellung im

öffentlichen Dienste beurlaubten Ilnterofstciere , wenn deren Unterbringung in einem
Militär -Unterkunftsobjecte nicht thunlich sein sollte , die Unterkunft auf Grund
des Emquartierungsgesetzes bei den Gemeinden nicht mehr anzufordecn , sondern
diesen Unterofficieren ausnahmsweise behufs Selbstmiete der Unterkunft —
ohne Rücksicht auf die Charge — die im Milnär -Zinstarife festgesetze Ver¬
gütung für die Unterkunft und die Einrichtung , und zwar den nach I . Claffe
Verheirateten , die unter Tarifpost 13 o, den übrigen dte unter Tarifpost 13 ä
angeführte Vergütung , nach Tagesquoten berechnet , monatlich im vorhinein
bar zu erfolgen ist.

Gleichzeitig wurde den betreffenden Militärbehörden aufgetragen , diesen
Erlass vorläufig beim 8 30 , Punkt 1 und 8 59 , Punkt 2 e der Gebüren-
vorschrift für das k. » . k. Heer , I . Theil , ferner beim Punkt 14 der Be¬
merkungen zur Beilage 20 der Vorschrift sür die Sicherstellung und Verwertung
der Militär -Unterkünfte vorzumerken.

Hievon werden alle k. k. Bezirkshauptmaunschaften in Niederösterreich,
der Wiener Magistrat , alle magistratischen Bezirksämter in Wien , die Stadt-
räthe von Wiener -Neustadt und Waidhofen an der Ibbs zur Kenntnisnahme
und beziehungsweise zur entsprechenden Verlautbarung verständigt.

4 .
Bezirksgericht Liesing.

Verordnung des Justizministeriums vom 21 . November 1901,
betreffend die Errichtung eines Bezirksgerichtes in Liesing in
Nicderöstcrreich (L.-G .-Bl . Nr . 77 ) :

Auf Grund des 8 2 des Gesetzes vom 11 . Juni 1868 , R .-G .-Bl . Nr . 59,
wird im Sprengel des Landesgerichtes Wien für die Gemeinden:

1. Atzgersdorf , Erlaa , Jnzersdorf , Kalksburg , Liesing und Mauer des
Gerichtsbezirkes Hietzing;

2 . Kaltenleutgebe », Perchtoldsdorf , Rodaun , Siebenhirten und Vösendorf
des Gerichtsbezirkes Mödling ein Bezirksgericht mit dem Amtssitze in Liesing
errichtet.

Mit dem Beginne der Wirksamkeit dieses Gerichtes , welcher nachträglich
bestimmt und bekanntgcgeben werden wird , scheiden die genannten Gemeinden
aus ihren bisherigen Bezirksgerichtssprengeln aus.

5 .
Biehtriebvrdnung der k. k. Reichshanpt - und

Residenzstadt Wien.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 29 . November

1901 , M .-Z . 83314/LV:
I . Bestimmungen für  d a s T r e i b e n von  G r o ß h o r n v i e h.

8 1-
Das Treiben von Großhornvieh mit Ausnahme der Nutzrinder ist im

Gemeindegebiete von Wien nur auf den hiezu bestimmten Triebwegen und
gegen genaue Beobachtung der in dieser Viehtriebordnung enthaltenen Vor¬
schriften gestattet.

8 2.
Das Abtreiben des Großhornviehes vom Wiener Central -Viehmarkte in

die Wiener Schlachthäuser in Gnmpendorf , Meidling , Hernals und Nussdors,
sowie über die Verzehrungsstenerlinie hinaus , ist nur in den Tagesstunden
und zwar iu den Monaten November , December , Jänner und Februar bis
4 Uhr nachmittags , in den übrigen Monaten aber bis 6 Uhr nachmittags
gestattet.

8 3.
Großhornvieh darf vom Central -Viehmarkte und von jenen Bahnhöfen,

in welchen eine Ausladung desselben stattfindet , nnr gekoppelt und nur in
Partien von höchstens 20 Stück getrieben werden.

8 4.
Jeder Vieheigenthümer hat zum Treiben seines Hornviehes die er¬

forderliche Anzahl von Treibern beizustellen , und zwar:
s.) für ein einzelnes Thier , welches an der Leine zu führen ist, oder für zwei

Thiere einen Treiber;
b ) sür eine Partie von 3 bis 10 Stück zwei Treiber;
o) für eine größere Partie bis 20 Stück drei Treiber.

Bei Verwendung von zwei oder drei Treibern hat einer vor den Thieren
zu gehen , um das Ausbrechen derselben zu verhindern.

Bei genügender Breite der Straße ist das Treiben des Viehes auf den
Tramwaygeleisen verboten.

§ 5.
Zum Treiben von Großhornvieh dürfen unter Verantwortung des

Eigenihümers der Thiere oder dessen Bevollmächtigten nur brauchbare und
verlässliche Individuen aus dem Stande der für den Central -Viehmarkt in
St . Marx bestellten Markthelfer oder aus dem Stande des eigenen gewerb¬
lichen Hilfspersonales des Eigenihümers der Thiere mit Ausschluss von
Kindern verwendet werden.

Treiber , welche dem für Dienstleistungen auf dem Central -Viehmarkt
behördlich bestellten Personale entnommen werden , sind verpflichtet , ihre Dienst¬
kleidung , die vom Marktamte erhaltenen Nummern - und Brustschilde auch während
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des Treibens zu tragen und das mit Photographie versehene Licenzbuch Uber
Verlangen der Überwachungsorgane (Z 12 ) jederzeit vorzuweisen ; Treiber ans
dem Stande des eigenen gewerblichen Hilfspersouales müssen während des
Treibens mit den nöthigen Ausweisen über ihre Eigenschaft als gewerbliche
Hilfsarbeiter versehen sein und haben diese Ausweise über Verlangen der Über¬
wachungsorgane (Z 12) jederzeit vorzuweiscn.

Der Name des Leiters des Triebes wird in dem betreffenden Abtriebs¬
zettel verzeichnet und letzterer dem Leiter des Triebes eingehändigt.

8 6.
Die einzelnen Partien dürfen nur in einem Abstande von beiläufig

30 Schritten getrieben werden.
Während des Treibens ist das Zusammenziehen mehrerer Partien unter¬

sagt . Die Treiber haben während des ganzen Weges unmittelbar bei der
Partie , zu der sie gehören , zu verbleiben , jedes ungerechtfertigte Anhalten der
Thiere zu unterlassen und sich insbesondere jeder Misshandlung der Thiere bei
Vermeidung der gesetzlichen Strafen zu enthalten.

8 7.
Vom Cenlral -Viehmarkte darf das Großhornvieh zu seinem Bestimmungs¬

orte nur auf folgenden Wegen getrieben werden:
Durch das rückwärtige Thor des Central -Viehmarktes in die Döblerhof-

straße , von da auf der Simmeringer Hauptstraße zum Viaduct der Wien —
Aspangbahn , dann gegen die Skene ' sche Fabrik , weiter nach Übersetzung des
Staatsbahnkörpers in die Gudrunstraße , von dieser durch die Laimeckergasse,
Kndlichgasse , Waldgaffe , Bürgergaffe , den oberen Theil des Bürgerplatzes , die
Davidgasse und Fernkorngasse in die Quellengaffe bis zum protestantischen
Friedhofe , dann auf dem hinter diesem Friedhofe gegenüber den Weber ' schen
Häusern angelegten Triebwege , sohin durch den Matzleinsdorfer Viaduct der
Südbahn über die St . Marx -Meidlingcrstraße.

Von da sind jene Rinder , welche für das Gumpendorfer Schlachthaus
bestimmt sind , über den Margarethenergürtel dorthin zu treiben , dagegen sind
jene Rinder , welche für das Meidlinger Schlachthaus bestimmt sind , durch die
Wilhelmsstraße , Meidlinger Hauptstraße , den Feldweg zum Schlachthaus ?,
eventuell durch die Ratschkyaasse in das Schlachthaus zu bringen . Rinder,
welche ins Hernalser Schlachthaus getrieben werden , haben ihren Weg über
den Margarethener -, Gaudenzdorser -, Mariahilfer - , Neubau - und Lerchenselder-
gürtel , dann weiter durch die Hasnerstraße , Thalheimergasse , nach Übersetzung
der Thaliastraße durch die Wichtelgasse bis zur Wilhelnnnenstraße und durch
diese in die Wattgaffe und von dieser durch die Sautergasse in die Wichtel¬
gasse in Hernals und nach Übersitzung der Hernalser Hauptstraße in die Nessel¬
gaffe zum Schlachthanse zu nehmen . Rinder endlich , welche für das Schlacht¬
haus in Nussdorf bestimmt sind , haben nach Passierung der Gürtelstraße
folgende Richtung einzuschlagen : Vom Lerchenfcldergürtel durch die Veronika¬
gasse in Ottakring und Hernals , die Martinsstraße in Währing , sohin durch
die Ghmnastumstraße nach Döbling und hierauf durch die Schegar - und Bill-
rothstraße in die Heiligenstädter - und Grinzingerstraße in das genannte
Schlachthaus.

Die auf dem Frachtenbahnbose der Station „Nussdors " der k. k. Staats¬
bahn einlangenden und für das Schlachthaus Nussdorf bestimmten Rinder
find , nachdem sie den Frachtenbahnhof durch das südliche Thor verlassen haben,
über die Schleusenbrückenrampe durch den ersten Viaduct in die Eisenbahn¬
straße und durch diese zum rückwärtigen Thore des Schlachthauses zu treiben.

Für Rinder , welche nach Brunn , Mödling , Baden u . s. w . gebracht
werden sollen , wird die Triesterstraße als Triebstraße bestimmt.

Die auf dem Central - Viehmarkte St . Marx angekausten und für
Schwechat , Albern , Fischamend , Hainburg , Bruck an der Leitha und andere
in dieser Richtung gelegenen Orte bestimmten Rinder sind entweder von dem
Hinteren Abtriebsthore des Central -Viehmarktes durch die Döblerhofstraße bis
zum städtischen Gaswerke , längs der Nord - und Ostplanke desselben (Gugl-
gaffe ) bis zum neuen Wirtshause , unterhalb desselben durch den Durchlass der
Staatseisenbahn auf die Simmeringerlände und auf dieser bis unterhalb der
thermo -chemischen Fabrik , von da weiter durch die Fuchsboden - und Zinnergaffe,
Kaiser -Ebersdorfer - beziehungsweise Dreherstraße nach Albern , Schwechat u . s. w.
zu treiben oder aber mittels Wagen aus der Simmeringer Hauptstraße dorthin
zn führen.

§ 8 .
Beinlvieh darf nur dann getrieben werden , wenn es vom Veterinäramte

als marschfähig erkannt wird ; im anderen Falle ist dasselbe mittels geeignet
konstruierter Wägen zu transportieren.

Insbesondere aber sind scheue oder nicht marschlähige Stiere direct vom
Markte in das Schlachthaus St . Marx zn bringen und daselbst zu schlachten;
andere Stiere dürfen nur unter besonderen Vorsichten vom Markte abgetrieben
und müssen gefesselt und über jeweilige Anordnung des Veterinäramtes mit
Blenden versehen , mindestens von je zwei Treibern geführt oder auf geeigneten
Wägen transportiert werden.

II . Bestimmungen für den Transport der Kälber und
Schweine.

8 s.
Kälber und Schweine dürfen in Wien nicht getrieben werden , sondern

sind mittels hiezu geeigneter Wägen in nicht gefesseltem Zustande zu trans¬
portieren . Hiebei sind Überladungen verboten.

III . Bestimmungen für das Treiben von Schafen.
8 10.

Das Treiben von Schafen in den Bezirken I bis IX und XX ist mit
Ausnahme der Bezirkstheile Kaisermühlen und Nen -Margarethen untersagt.
In den Bezirksthecken Kaisermühlen und Nen -Margarethen , und in den Be¬
zirken X bis XIX können Schafe in Partien bis zn 100 Stück auch zur Tages¬
zeit getrieben werden , wobei jedoch Partien bis zn 50 Stück von zwei Treibern,
solche über 50 Stück von drei Treibern begleitet werden müssen . Das Treiben
größerer Schafpariien in den Bezirken X bis XIX ist nur zur Nachtzeit , das
ist von 10 Uhr nachts bis 5 Uhr früh gestattet.

Das Treiben von Schafen vom Staatsbahnhose zur Weide oder auf den
Central -Biehmarkt St . Marx ist täglich zu den Tagesstunden in derselben
Anzahl , wie die Partien aus dem Staatsbahnhofe zur Ausladung kommen,
gestattet ; hiebei find für Partien bis zu 100 Stück zwei Treiber und für je
weitere 100 Stück je ein Treiber mehr beizustellen.
^ Der Zutrieb der Schafe von der Weide auf den Central -Viehmarkt
St . Marx ist an den Vortagen der Schafmärkte bis 6 Uhr abends und an
den Markttagen selbst bis 9 Uhr vormittags auch in Partien von mehr als
100 Stück zulässig , wobei die im Z 10 , Alinea 2 , normierte Anzahl von
Treibern in Verwendung zu kommen hat.

Die im Z 5 enthaltenen Bestimmungen über das Treiberpersonale haben
auch für das Treiben von Schafen Geltung.

8 11-
Der Abtrieb vom Wiener Central -Biehmarkte ist nur während der im

8 2 festgesetzten Zeit gestattet , und darf der Trieb selbst nur auf den im Z 7
bezeichneten Wegen , welche erst behufs Erreichung des Bestimmungsortes ver¬
lassen werden dürfen , erfolgen.

Schlussbestimmungen.
8 12.

Die Überwachung der genauen Einhaltung dieser Viehtriebordnnng wird
durch die Organe des Veterinäramtes , des Marktamtes und der k. k. Sicher¬
heitswache geübt.

Zn diesem Zwecke werden diese Organe an Markttagen die vorgeschriebenen
Viehtriebsrouten begehen , vorkommendeu Falles die entsprechenden Verfügungen
treffen und Übertretungen dieser Viehtriebordnnng zur Strafamtshandlung
anzeigen.

8 13.
Übertretungen dieser Vietriebsordnung werden auf Grund des 8 100 des

Gemeindestatutcs für Wien mit Geldstrafen bis zu 400 X oder mit Arrest¬
strafen bis zu 14 Tagen geahndet.

8 ",
Diese Bestimmungen treten mit 1. Jänner 1902 in Kraft , und es werden

mit diesem Zeitpunkte alle früheren , den Viehtrieb betreffenden Kundmachungen
außer Wirksamkeit gesetzt.

«.

Gewerbe - und steuerrechtliche Behandlung des Ein¬
kaufes gebrauchter Gegenstände im Umherziehen.

Erlass der k. k. n .-ö. Slalthalterei vom 3 . December 1901,
Z . 108703 iM .-Z . 104690/XVIH ) :

Nachdem der Geschäftsbetrieb jener Personen , welche sich mit dem Ein¬
käufe gebrauchter Gegenstände im Umherziehen befassen , seitens der Gewerbe¬
behörden I . Instanz bisher einer verschiedenen Behandlung in gewerbe - und
steuerrechtlicher Beziehung unterworfen war , wird über nach gepflogenem
Einvernehmen mit den Ministerien des Innern und der Finanzen ergangenen
Erlass des k. k. Handelsministeriums vom 1. November 1901 , Z . 31024,
allen politischen Bezirksbehörden in Nwderösterreich , sowie der k. k. Polizei-
Directwn in Wien behufs Erzielung einer einheitlichen Praxis Nachstehendes
eröffnet.

Für die gewerberechtliche Behandlung dieses Geschäftsbetriebes ist
zunächst die Frage entscheidend , ob die Personen die gebrauchten Kleider rc. ,
welche sie gekauft oder im Tauschwege erworben haben , im Hausierwege
veräußern , oder ob sie dieselben in ihren eigenen festen Betriebsstätte,>
verkaufen.

Im elfteren Falle werden dieselben als Hausierer nach dem Hausier¬
patente und im zweiten Falle als Trödler nach den Bestimmungen der Ge¬
werbeordnung zu behandeln sein.

Der in der Praxis jedoch am häufigsten vorkommende Fall ist der , dass
diese Personen gebrauchte Kleider rc einkaufen , um sie sodann an Hausierer
oder Trödler zn verkaufen , ohne selbst eine feste Betrirbsstätte zu haben , oder
zu hausieren.

Diese Art des Handelsbetriebes , welche als eine im Umherziehen ans¬
geübte gewerbliche Beschäftigung gemäß Art . V, 11t. x des Kundmachungs¬
patentes zur Gewerbeordnung von den Bestimmungen derselben eximiert
erscheint , wird künftighin von der Erlangung einer Licenz, wie sie in Bezug
auf die im Umherziehen betriebenen Verrichtungen im engeren Sinne durch
den Ministerial -Erlass vom 23 . December 1881 , Z . 2049 , festgesetzt ist, ab¬
hängig gemacht.

Durch diese Anordnung erfährt der citierte Erlass insofern eine Ab¬
änderung , als in demselben aä lit . ä , Absatz 2, der im Umherziehen betriebene
Einkauf von gebrauchten Kleidern rc . für ein freies Gewerbe erklärt wurde.
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Die Ausstellung derartiger Licenzen darf nur an vertrauenswürdige
Personen erfolgen.

In Bezug auf die Competenz der Behörde und die sonstigen bei Aus¬
fertigung der Licenz zu beobachtenden Grundsätze haben die aä lit . Z ent¬
haltenen Bestimmungen des oberwähnten Erlasses analoge Anwendung
zu finden.

In steuerrechllicher Beziehung unterliegen die gedachten Geschäfts-
treibenden den besonderen Steuervorschriflen für die Hausier - und Wander¬
gewerbe (ZZ 78 und 79 des Personalsteuerqe etzes vom SS October 1896,
R .-G .-Bl . Nr . 220 ).

Die politische Behörde I . Instanz , welche die Licenz ansfertigt oder
deren Giltigkeit verlängert oder die Ausdehnung auf einen Bezirk eines von
dem Steuerpflichtigen bisher nicht berührten Landes bewilligt , har — im
Sinne des Art . 61 der Vollzugsvorschrist des k. k. Finanzministeriums vom
28 . Jänner 1897 , R .- G .-Bl . Nr . 35 , zum I . Hauptstücke des obcitierten
Personalsteuergesetzes — dafür zu sorgen , dass die Aushändigung des ans-
geferligten oder ergänzten Documentes erst nach erfolgter Steuerentrichtung
erfolge.

Die Verlängerung der Befugnis innerhalb des Jahres der Steuer.
Vorschreibung oder die Ausdehnung der Licenz auf einen weiteren Bezirk des¬
selben Landes hat eine weitere Steuerleistung nicht zur Folg - und kann daher
ohne vorläufige Verständigung der Steuerbehörde ertheilt werden , jedoch ist
die Steuerbehörde , welche die ursprüngliche Besteuerung durchgeführt hat,
hievon nachträglich behufs entsprechender Berücksichtigung bei der nächstjährigen
Besteuerung zu verständigen und hat dies entsprechend vorznmerken . In allen
anderen Fällen ist die zuständige Steuerbehörde von dem Inhalte der Licenz,
um deren Ertheilnng oder Erweiterung es sich handelt , vor der Anssolgung
des Documentes in Kenntnis zu setzen.

Zur Sleuerbemessung ist die Steuerbehörde l . Instanz am Sitze der
politischen Bezirksbehörde , welche die Licenz ertheilt hat , berufen.

7 .

Centralblatt für die Eintragungen in das Handels¬
register.

Erlass der k k. n .-ö. Statthaltere ' vom 9 . December 1901,
Z . 113365 (M .-Z . 102290/XVIII ) :

Schon seit längerer Zeit wendet das k. k. Justizministerium seine be¬
sondere Aufmerksamkeit der Frage zu , welche Gestalt den Kundmachungen der
Eintragungen in das Handelsregister gegeben werden könnte , um dem lebhaft
empfundenen Bedürfnisse der Handels - und Gewerbetreibenden und des großen
Publikums nach Übersichtlichkeit , Vollständigkeit und Zuverlässigkeit vollkom mener
zu entsprechen.

Ein Vergleich mit den Verhältnissen der Nachbarstaaten und der fast
einmüthigs Wunsch der Handels - und Gewerbekammern legten den Gedanken
an die Schaffung eines Organes nahe , das die Kundmachungen ans allen
Theilen des Reiches zusammenfasst . Wenn aber eine solch: Neueinrichtung
den gehegten Erwartungen entsprechen sollte , war vor allem Wert darauf zu
legen , sie in zuverlässigen Händen zu wissen und in zweckentsprechender Art
auszngestalten.

Das Ergebnis der diesbezüglich eingeleiteten Verhandlungen führte nun
dazu , dass vom Beginne des kommenden Jahres an ein solches Organ unter
dem Titel „ Centrablatt für die Eintragungen in das Handelsregister " vom
k. k. Handelsministerium deransgegeben werden wird.

Diese Verständigung ergeht an alle Bezirkshauptmannschaften in Nieder¬
österreich , den Wiener Magistrat und an die Stadträthe in Waidhofcn an der
Abbs und Wiener -Neustadt mit dem Aufträge , auf die Vortheile der neuen
Einrichtung für die Handels - und Geschäftswelt durch Veröffentlichung im
Amtsblatte aufmerksam zu machen und damit die Verbreitung des Central¬
blattes zu fördern.

8 .

Auslegung der Ministerial Verordnung vom 2 . April
ISOt , R . G . Bl . Nr . 36 , wegen Verwendung un¬

genießbarer Gegenstände zu Esswaren.
Circular -Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 17 . De¬

cember 1901 , Z . 110865 (M .-Z . 10505I/VIII ) :
Die Fabrik . -. —. - . —. welche

mit Spagat durchzogene Chocolatefiguren in den Handel bringt , hat hier-
amts unter Beziehung auf die Ministerial -Berordnung vom 2. April 1901,
R .-G .-Bl . Nr . 36 , mit welcher die Verwendung ungenießbarer Gegenstände
für Esswaren verboten wurde , um die Erlassung entsprechender Weisungen
angesucht , damit die oberwähnten Chocolatefiguren nicht beanständet werden;
zur Begründung ihres Ansuchens hat die genannte Firma angeführt , dass
z. B . Candiszucker im freien Verkehre erscheine, obgleich er in keiner anderen
Form als mit Spagat durchzogen feilgehatten werde.

Über dieses Ansuchen werden alle politischen Lezirksbehörden in Nieder¬
österreich zur weiteren Veranlassung , ferner die k. k. Polizei -Direction und die
Niederöstcrreichische Handels - und Gewerbckammer aufmerksam gemacht , dass
durch die berührte Ministerial -Berordnung nicht die Verwendung ungenieß¬
barer Gegenstände für Esswaren schlechthin, sondern nur für den Fall verboten

wurde , dass diese Gegenstände unversehens mitverzehrt und hiedurch Gesund¬
heitsstörungen hervorgerufen werden können.

Es werden daher Esswaren , bei denen diese letzterwähnten Voraus¬
setzungen nicht zutreffen , nicht zu beanständen sein , auch wenn zu ihrer Her¬
stellung ungenießbare Gegenstände verwendet wurden.

Bon dem Inhalte dieses Erlasses ist die . . —. . .
Fabrik unter Rückschluss ihrer zuliegenden Gesuchsbeilage verständigen zu lassen.

s
Verbot des Verkehres von Schwerfuhrwerk in einem

Theile der Pragerstraße im III . Bezirke.
Kundmachung des Wiener Magistrates vom 19 . December

1901 , M .-Z 97575/XIV:

Auf Grund des ß 100 des Gemeindestatutes für Wien vom 24 . März
1900 , L. G .- und V .-Bl . Nr . 17 , wird angeordnet:

Die Durchfahrt des zur Lastenbeförderung bestimmten Fuhrwerkes durch
die Pragerstraße im III . Bezirke ist zwischen dem Radetzkyplatze und der Oberen
Weißgärberstraße verboten . Jene Wagen , welche über die Franzensbrücke in
den III . Bezirk kommen , haben an der Kreuzung der Pragerstraße mit der
Oberen Weißgärberstraße je nach ihrem Fahrziele entweder in die Obere
Weißgärberstraße oder in die Untere Biaductgasse und die gegen den II . Bezirk
fahrenden Wagen entweder durch die Hintere Zollamtsstraße und Obere Weiß¬
gärberstraße oder vom Radetzlyplatz in die Obere Viaductgaffe abzulenken.

Die Zufahrt zu den Häusern dieses Gassentheiles wird hiedurch nicht
berührt.

Übertretungen dieser Anordnung werden mit Geldstrafen bis zum Betrage
von 400 L oder mit Arreststrafen bis zu 14 Tagen geahndet.

I«
Zurücklegnng der Coneession zur Erzeugung des

Sprengstoffes „ Carboozotine ".
Erlass der k. k. n . -ö. Statthalierei vom 24 . December 1901,

Z . 116062 (M .-Z . 106643/XIV ) :

Der Carboozotine -Sprengstoffabrikant Franz Jaulusz in Budapest hat
die ihm mit dem Ministerial -Erlasse vom 5. November 1893 , Z . 19971 , ver¬
liehene Concession , betreffend die Zulassung des von ihm in seiner Fabrik in
Budapest erzeugten Sprengmittels „ Carboozotine " zum allgemeinen Verkehre
einschließlich des Eisenbahntransportes innerhalb der im Reichsralhe vertretenen
Königreiche und Länder znrückgelegt , und ist diese Concession demnach als
erloschen zu betrachten.

Dies wird infolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom
7. December 1901 , Z . 45679 , und mit Beziehung auf den hierämtlichen Erlass
vom 16 . November 1893 , Z . 80545 (siehe Amtsblatt Nr . 11 ex 1894
„Gesetze rc ." II , S . 3 ), zur Amtshandlung im Sinne des Normal - Erlasses
des k. k. Ministeriums des Innern vom 18 . October 1900 , Z . 34155 (intimiert
mit dem 16 . November 1900 , Z . 97374 ), eröffnet.

1L

Einsendung von Versuchsobjekten behufs Sicher¬
stellung von Diagnose » aus Schweinepest.

Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 24 . December 1901,

Z . 119817 ( M .-Z . 106122/XV ) :
Das k. k. Ministerium des Innern hat mit Erlass vom 17 . December

1901 , Z . 46778 , in Abänderung der auf die Einsendung von Versuchsobjecten
behufs Sicherstellung von Diagnosen auf Schweinepest bezugnehmenden Be-
stimmungen des Erlasses vom 6 . Mai 1899 , aä Z . 14714 (h. o. Erlass vom
13 Mai 1899 , Z . 42522 ) angeordnet , dass vom 1. Jänner 1902 an derartige
Objecte sammt den Sectionsbefunden und Gutachten nur dann einzusenden
sind , wenn es sich um die Constatierung der Schweinepest oder des Verdachtes
derselben bei aus den Ländern der ungarischen Krone provenierende Schweine
handelt , oder wenn der die Erhebungen pflegende Amtsthierarzt sich über di:
Diagnose bei erkrankten einheimischen Schweinen in irgend welchem Zweifel
befindet , oder gegen die Richtigkeit der gestellten Diagnose von den Parteien
Einwendungen erhoben werden.

Gleichzeitig wird in wcitererer Abänderung der bestehenden Anordnungen
verfügt , dass die Einsendung derartiger Präparate nicht mehr an das Veterinär-
Deparlement des k. k. Ministeriums des Innern , sondern an die Station für
diagnostische Tbierimpfnngen im k. und k. Militär -Thierarznei -Jnstitute und
in der thierärztlichen Hochschule in Wien zu erfolgen hat , wo von nun ab die
gedachten Untersuchungen mit Rücksicht auf die in Betracht kommenden Inter¬
essen der staatlichen Veterinärverwaltung unter Mitwirkung von Fachorganen
des Ministeriums des Innern zur Durchführung gelangen werden.

Die zur Einsendung bestimmten Organtheile sind vor der Einbringung
in die Präparatengläser gut abzutrocknen und bis auf weiteres ohne Zusatz
irgend einer Conservierungsflüssigkeit in die Gläser einzulegen . Die letzteren
sind gut zu verschließen , mit einem in Sublimatlösung (circa 1 : 1000 ) ge¬
tauchten Lappen zu umhüllen und dann erst in die Versandtkistchen zu legen.

2*
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Ein analoger Vorgang wird einzuhalten sein, wenn anlässlich der Er-
bebnngen bei irgend einer Thierseuche bezüglich der Stellung der Diagnose
Zweifel obwalten sollten.

Die Bestimmungen des Z 18 . Absatz 3 T .-S .-G . vom Jahre l880,
R .-G .-Bl . Nr . 35 , werden hiedurch nicht berührt.

Hievon wird der Magistrat auch mit Beziehung aus den Erlass vom
19 . Juni 1899 , Z . 53378 , zur sofortigen weiteren Veranlassung in die Kenntnis
gesetzt.

LS.

Über das Recht der Gemeinde Wien , den Verbrauch
des Hochquellenwassers aus den normalen Bedarf

zu beschränken.
Der k. k. Statthalter für Niederösterreich hat am 29 . De-

cember 1901 , Z . 119460 (M .-Z . 3509 , Ablh . VIII ) , folgenden
Erlass an den Herrn Bürgermeister Dr . Karl Lueger  gerichtet:

Mit dem Dekrete des magistratischen Bezirksamtes für den I . Wiener
Gemeindebezirk vom 6. August 1901 , Z . 50219 , wurde dem Stadtbauamte
der Auftrag ertheilt , sofort zu veranlassen , dass im Hause Or .-Nr . 1 Führich¬
gasse im I . Wiener Gemeindebezirke in Hinknnfl nur das znm normalen
Hanshaltsbedarfe gcbürende Wafferquantum ans der Kaiser Franz Josef-
Hochquellenleilung entnommen werden könne.

Von dieser Verfügung wurden auch die Eigenthümer des bezeichneten
Hauses verständigt.

Aus Grund dieses Auftrages ist am 29 . August 1901 seitens des Stadt¬
bauamtes der Wasserzufluss für das erwähnte Haus auf ein Wasserquantum
von etwas über 50 dl pro Tag restringiert worden.

Über die gegen die erfolgte theilweise Absperrung des Wasserzuflusses
erhobene Beschwerde des Dr . Adolf Ritter v. Ofe»  heii » hat die Statthalterei
mit Entscheidung vom 7 . September 1901 , Z . 82761 , die getroffene Verfügung
auf Grund des Z 107 des Wiener Gemeindestatuts als ungesetzlich fistiert.

Das Ministerium des Innern hat laut Erlasses vom 18 . December
1901 , Z . 404W dem dagegen eingebrachten Rekurse der Gemeinde Wien
Folge zu geben und die angefochtene Entscheidung aus nachstehenden Gründen
zu beheben gefunden.

Nach Z 107 des Wiener Gemeindestatutes können Beschlüsse und Ver¬
fügungen der Gemeinde nur dann Wert werden , wenn dieselben den
Wirkungskreis der Gemeinde überschreiten oder gegen bestehende Gesetze ver¬
stoßen.

Der Wirkungskreis der Gemeinde wurde durch die eingangs erwähnte
Verfügung des magistratischen Bezirksamtes nicht überschritten , weil die
Wasserversorgung Wiens unzweifelhaft und auch unbestrittenermaßen eine An¬
gelegenheit des selbständigen Wirkungskreises der Gemeinde bildet.

Gegen ein bestehendes Gesetz wurde durch die in Rede stehende Ver¬
fügung nicht verstoßen , weil die gesetzliche Pflicht der Gemeinde Wien in Be¬
zug aus die Wasserversorgung vermittels der von ihr z» diesem Zwecke er¬
richteten Wasserleitung jedenfalls nicht weiterreicht , als zur Überlassung des
für den gewöhnlichen Bedars eines Hauses , beziehungsweise seiner Bewohner,
nöthigen Wasserquantums und gegebenenfalls diese Wafsermenge dem Hause
FUHrichgasse Nr . 1 auch nach der Restringierung des Wasserznflusses zur Ver¬
fügung gestanden ist, beziehungsweise stehen wird , was vom Beschwerdeführer
nicht bestritten wurde , uud übrigens auch ans den Umstande erhellt , dass die
dem gedachten Hause nach der durchgeführten Restringierung des Wasser¬
znflusses noch belassene Wassermenge jenes Quantum um ein Mehrfaches
übersteigt , welches nach der Kopfzahl der Hausbewohner berechnet auf Grund
der vom Beschwerdeführer nicht angefochtenen Kundmachung des Wiener
Magistrates , betreffend die Abgabe von Wasser aus der Kaiser Franz Joses-
Hochquellenwafserleitung vom Jahre 1894 , als Normalerfordernis an Wasser
für ein Haus allgemein gilt.

Nach dem Gesagten traf keine der gesetzlichen Voraussetzungen zu , unter
welchen die mehrerwähnte bezirksämtliche Verfügung hätte Wert werden
können , weshalb die citierte Statthalterei -Entscheidung behoben werden musste.

Die Verhandlungsacten folgen zurück.

L» .

Regelung des Straßenfnhrwerkes in der Rochus
und Sechskrügelgasse im III . Bezirke.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 2. Jänner 1902,
(M .-Z . 105190/XIV 1901 ) :

Auf Grund des Z 100 des Gemeindestatutes für Wien vom 24 . März
1900 , L.-G .- und B .-Bl . Nr . 17 , wird der Verkehr sämmtlichen Straßen-
fuhrwerkes im III . Bezirke durch die Rochusgasse in der Richtung von der
Ungargaffe zur Landstraße Hauptstraße und in der Sechskrügelgasse in der
Richtung von der Landstraße Hauptstraße zur Ungargasse verboten.

Diese Kundmachung tritt sofort in Wirksamkeit ; gleichzeitig tritt die
Kundmachung vom 29 . August 1901 , Z . 56788 , außer Kraft.

Übertretungen dieses Verbotes werde » mit Geldstrafen bis zum Betrage
von 400 L oder mit Arreststrafen bis zu 14 Tagen geahndet.

L4

Regelung des Befahrens der mit unterirdischer
Stromzufnhrnng versehenen Strahenbahnschienen

durch das Strahenfuhrrverk.

Kundmachung des Wiener Magistrates vom 8. Jänner 1902
(M .-Z . 93130/XIV ) :

Auf Grund des Z 100 des Gemeindestatutes für Wien vom 24 . März
1900 , L.-G .-Bl . Nr . 17 , wird das Befahren jener Schienen der städtischen
Straßenbahuen , durch welche den letzteren der elektrische Strom zugeleitet wird
(Schlitzcanal ), mit Wagen jeder Gattung , deren Radfelgen , beziehungsweise
Gummireifen eine geringere Breite als 40 mm besitzen, aus Sicherheits-
rückfichten untersagt

Das Befahren der Unterleitungswechselspitzen in der Schlitzrichtung ist
für Wagen jeder Gattung ohne Rücksicht aus die Breite der Radfelgen be¬
ziehungsweise Gummireifen verboten.

Die Überquerung der Geleise in senkrechter Richtung wird hiedurch nicht
getroffen.

Diese Kundmachung tritt sofort in Wirksamkeit ; gleichzeitig tritt die
Kundmachung vom 21 . Juni 1900 , Z . 16310 , außer Kraft.

Übertretungen dieser Kundmachung werden mit Geldstrafen bis zum
Betrage von 400 L oder mit Arreststrafen bis zu 14 Tagen geahndet.

LS.

Verlegung des Sitzes der Vermessungsbezirke Krems I
und St .Pölten I und Änderung des Umfanges einzelner

Vermessungsbezirke in Nirderösterreich.
Kundmachung der k. k. n .-ö. Finanz -Landes-Direction vom

13. Jänner 1902 , Z . 38/ ? r . :
Zufolge Erlasses des k. k. Finanzministeriums vom 4 . December 1901,

Z . 75677 , wird mit Beginn der diesjährigen Sommerarbeitsperiode , d. i . mir
1 . Mai 1902 der Sitz des Vcrmessungsbezirkes Krems I nach Pöggstall und
der Sitz des Vermessungsbezirkes St . Pölten I nach Herzogenburg verlegt.

Gleichzeitig tritt mit diesem Zeitpunkte eine Änderung in dem Umfange
der Vermessungsbezirke Krems II (sodann Krems ) , Zwettl , Horn und Krems l
(sodann Pöggstall ) in der Weise ein , dass nach dieser Neugestaltung dem Ver¬
messungsbezirke :

Krems die Steuerbezirke : Krems , Mautern , Langenlois,
Pöggstall die Steuerbezirke : Pöggstall , Spitz , Oltenschlag,
Zwettl die Steuerbezirke : Zwettl , Allentsteig,
Horn die Steuerbezirke : Horn , Gföhl

zugewiesen sind.
Hiemit erscheint die im Landesgesetz - uud Berordnungsblatte vom 7. Mai

1901 , Nr . 22 , verlautbarte Kundmachung vom 30 . April 1901 , Z . 29183,
abgeändert.

r«.
Behandlung von Celluloidgegenständen.

Circular -Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 10 . Jänner
1902 , Z . 122750 (Mag .-Abth. XVII , Z . 663 vx 1902 ) :

Mit der im Reichsgesetzblatte Nr . 217 vcrlautbarten Verordnung vom
7. December 1901 hat das Handelsministerium im Einvernehmen mit dem
Ministerium des Innern unter Aushebung der Ministerial -Verordnungen vom
28 . Februar 1882 , R .-G .-Bl . Nr . 28 , beziehungsweise vom 9 . März 1887,
R .-G .-Bl . Nr . 25 , neue sicherheitspolizeiliche Bestimmungen , betreffend den
Detailverkauf der Celluloidgegenstände , die Aufbewahrung von Celluloid und
Celluloidartikeln und den Transport dieser Artikel erlaffen.

Indem die k. k. Statthalterei über Erlass des ersteren Ministeriums
vom 7. December 1901 , Z . 48574 , die unterstehenden Gewerbebehörden auf
diese Verordnung , durch welche im Hinblicke auf die in der Celluloidindustrie,
beziehungsweise in der Celluloidtechnik seit Erlassung der obcitierten Ver¬
ordnungen gemachten Fortschritte Erleichterungen im Verkehre mit Celluloid-
gegenständen gewährt werden , aufmerksam macht , spricht sie die Erwartung
aus , dass es durch strenge Handhabung der Bestimmungen dieser Verordnung
gelingen werde , den sicherheitspolizeilichen Rücksichten vollauf Rechnung
zu tragen.

Da die Gefahren , welche durch die in Rede stehende Verordnung
hintangehalten werden sollen , bei den aus Celluloid erzeugten Rauchrequisiten
nach dem Zwecke ihrer Verwendung in erhöhtem Maße vorhanden sind , so ist
insbesondere bezüglich dieser Artikel die Einhaltung der im ß 1 der Ver¬
ordnung enthaltenen Vorschrift , wonach in den Auslagen die Aufschrift
„Celluloidgegenstände " anzubringen ist, in wirksamer Weise zu überwachen
und durch entsprechende Ahndung von Zuwiderhandlungen zu sichern.
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Die bezogene Ministerial -Verordnung vom 7 . December 1901,
N .-G .-Bl . Nr . 217 , hat nachstehenden Wortlaut:

Im Hinblicke auf die in der Celluloidindustrie , beziehungsweise in der
Cellnloidtechuik seit Erlassung der Ministerial -Verordnungen vom 28 . Februar
1882 , R .-G .-Bl . Nr . 28 , und vom 9 . März 1887 , R .- G .- Bl . Nr . 25 , gemachten
Fortschritte haben an Stelle der erwähnten Verordnungen die nachfolgende»
Bestimmungen zu treten. 8 >-

Die Handelsleute , welche selbständige , aus Celluloid oder aus verschieden
benannten gleichen Stoffen erzeugte Artikel , als : Wäschestücke, Schmnckgegen-
Iläude , Rauchrequisiten , Kämme , künstliche Blumen u . dgl . verkaufen , haben
dieselben in den Auslagen mit der Aufschrift „ Celluloidgegenstand " zu be¬
zeichnen. 8 2-

Jene Gewerbetreibenden , welche Celluloid oder die verschieden benannten
gleichen Stoffe , sowie daraus erzeugte Artikel iu Verkehr bringen oder in
ihren Betriebsstätten halten , haben rllcksichtlich ihrer Aufbewahrung jede Mög¬
lichkeit einer Berührung mit offener Flamme lhunlichst auszuschließen . In
Localitäten , in welchen Celluloid oder Celluloidgegenstände in größerer
Menge ansbewahrt werden , muss Wasser leicht beschaffbar sein (Hydranten rc.),
und soll die Beleuchtung womöglich eine elektrische sein.

8 3.
Die Verpackung der Celluloidgegenstände beim Transporte muss eine

derartige sein , dass die Möglichkeit einer Berührung der Gegenstände mit
offener Flamme ausgeschlossen ist. 8 4.

Die Nichtbeobachtung der vorstehenden Anordnungen unterliegt der
Ahndnng nach den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen.

8 5.
Diese Verordnung tritt binnen vier Woche », vom Tage der Kundmachung

gerechnet , in Wirksamkeit.
* *

*

Durch die vorstehende Ministerial -Verordnung vom 7. December 1901,
R .-G .-Bl . Nr . 217 , sind die im Verordnungsblatte des Wiener Magistrates
vom Jahre 1882 , S . 37 , und vom Jahre 1887 , S . 45 , sowie die im Amtsblatte
der Stadt Wien vom Jahre 1896 , Nr . 43 „ Gesetze, Verordnungen rc." V,
S . 48 , enthaltenen Bestimmungen über den Verkauf von Celluloidgegen-
ständeu ausgehoben . Dagegen wird die mit Statthalterei -Erlass vom 28 . Sep¬
tember 1895 , Z . 82992 , getroffene Anordnung (siehe Amtsblatt der Stadt
Wien vom Jahre 1896 , Nr . 95 „ Gesetze, Verordnungen rc." XI , S . 108 ),
nur insofern geändert , als bei der Bezeichnung „ Celluloidgegenstände " der
Beisatz „ leicht brennbar " entfällt.

17 .
Handschuhnäherinnen gehören keiner Genossen¬

schaft an.
Über Anfrage des magistratischen Bezirksamtes für den XV . Bezirk,

welcher Genoffenschaft die Anmelderin eines Handschnhnähergewerbes zuzn-
weisen sei, hat die Handels - und Gewerbckammer für das Erzherzogthum
Österreich unter der Enns mit Schreiben Z . 1056 sx 1901 Folgendes mit-
gethcilt:

„Es handelt sich vorliegenden Falles um die Handschuhnäherin Marie H.
im XV . Bezirke , . . . gaffe 6, deren Inkorporierung von der Genoffenschaft der
Wäschewaren -Erzeuger verweigert wurde.

Die Kammer hat sich diesbezüglich sowohl an die Genoffenschaft der
Wäschcwaren -Erzeuger , als auch au die der Handschuh - und Bandagenmacher
gewendet ; keine der beiden Genossenschaften jedoch erklärt sich zur Aufnahme
der Handschuhnäherin bereit.

Die Kammer glaubt daher , sich dahin äußern zu müssen , dass die Hand¬
schuhnäherinnen derzeit keiner Genoffenschaft znzuweisen wären , umso eher , da
dieselben in der Regel in dürftigen Verhältnissen leben , so dass ihnen die
Bezahlung der Jncorporationsgebür , die ja seit der Wirksamkeit der 1897er
Gewerbenovelle fast bei allen Genossenschaften erhöht wnrde , sowie der fort¬
laufenden Umlagen gewiss schwer fallen würde.

Nicht jede gewerbliche Branche muss in einen genossenschaftlichen Verband
gebracht werden ; dies beweist die Textierung des Z 112 G -O ., wonach tue
Behörde nach Einvernahme der Kammer und Genossenschaft vor allem zu
entscheiden Kat, ob eine Zuweisung zu einer Genoffenschaft einzulrelen hat ."
(B .-A .-Z . 4155 Magistratisches Bezirksamt für den XV . Bezirk .)

18 .
Verpflichtung der Eisenbahnen wegen Wieder¬

herstellung gestörter Connnnnicationen.
— Kksiublieation. —

Erkenntnis des k. k VerwaltungsgerichtShofes vom 2b . Jänner
1900 , Z . 551 (M .-Z . 94040 sx 1900/V ) :

Im Nameil Seiner Majestät des Kaisers!
Der k. k. Verwaltungsgerichtshof hat unter dem Vorsitze des k. k. Senats-

Präsidenten Dr . Ritter v. Alter , in Gegenwart der Räthe des k. k. Ver¬

waltungsgerichtshofes Dr . Haberer , Dr . Reißig , Freiherrn v. Jacobi und
Dr . Burckha rd , dann des Schriftführers k. k. Hof - Secretärs Grafen Lamezan,
über die Beschwerde der Stadtgemeinde Wien gegen die Entscheidung des
k. k. Eisenbahnministeriums vom 4 . April 1899 , Z . 15424 , betreffend den
Bauconsens für das dritte und vierte Geleise in der Strecke Penzing — Hüttel-
dors der k. k. österreichischen Staatsbahnen , nach der am 25 Jänner 1900
dnrchgesührten öffentlichen mündliche » Verhandlung , und zwar nach Anhörung
des Vortrages des Referenten , sowie der Ausführungen des Dr . Wolfgang
Nie gl er , Hof - und Gerichtsadvocaten in Wien , in Vertretung der Beschwerde,
und des k. k. Ministerial -Secretärs Dr . Geutebrück,  in Vertretung des
belangten k. k. Eisenbahnministeriums zu Recht erkannt : Die angefochlene
Entscheidung wird als im Gesetze nicht begründet aufgehoben.

Entscheidungsgründe.
Die Beschwerde der Gemeinde Wien richtet sich dagegen , dass ihre bei

der politischen Begehung , betreffend das Projekt der k. k. Staatsbahn -Dircction
Wien für die Herstellung eines dritten , eventuell vierten Geleises zwischen
den Stationen Penzing und Hütteldorf -Hacking uä 2, 14 und 15 gestellten
Forderungen mit der angefochtenen Entscheidung abgewiesen wurden.

Diese Forderungen hatten gelautet:
1 . „ In der Station Penzing ist an Stelle des bestehenden Übergangs -

steges ein Personendnrchlass herzustellen ."
2 . „Nachdem durch den Bau des dritten und vierten Geleises und die

hiemit verbundene Verdichtung des Eisenbahnverkehres die Benützung der im
Zuge der Diesterweggasse über die Bahngeleise führenden öffentlichen Fahrstraße
bedeutend beeinträchtigt und diese Straße somit durch die Ausführung des vor¬
liegenden Projektes theilweise unfahrbar gemacht wird , so ist diese Niveau¬
kreuzung gemäß Z 10, Alinea o des Eisenbahn -Concessionsgesetzes ans Kosten
des Bahnnnternehmens durch eine Straßenunterführnng zu ersetzen und das
diesbezügliche Projekt mit der Gemeinde Wien im Verhandlungswege zu ver¬
einbaren . "

3 . „ Nachdem durch die Herstellung zweier »euer Geleise iu der Straßeu-
fahrbahn , soivie durch die Verdichtung des Eisenbahnverkehres die Benützung
der über die Bahugeleise führenden öffentlichen Fahrstraßen im Zuge der Ein-
wanggasse und iin Zuge der Ameisgasse bedeutend beeinträchtigt und somit
diese Straßen durch die Ausführung des vorliegenden Projektes theilweise
unfahrbar gemacht werden , so ist gemäß Z 10 , Alinea o des Eisenbahu - Con-
cessionsgesetzes die Niveaukreuzung im Zuge der Einwauggasse durch eine
Straßenunterführung und jene ,m Zuge der Ameisgaffe durch die Straßen-
übersübrung auf Kosten des Bahnunternebmens zu ersetzen."

Die erste Forderung wurde vom Ministerium im Sinne des Commissions-
gutachteus deshalb abgwiesen , weil sie gar nicht Gegenstand der commissionellen
Verhandlung war , nachdem die neue Geleiseanlage als Fortsetzung der Vvrorte-
linie der Wiener Stadtbahn erst außerhalb der Personenstation Penzing beginnt
und der fragliche Weg am Anfänge dieser Station situiert ist.

Die Abweisung des zweiten Begehrens der Commune erfolgte , weil
„nach dem vorliegenden Projekte die Zahl der Geleise auf der in Rede
stehenden Übersetzung nicht vermehrt wird und überhauvt der alte Bestand
ausrecht bleibt , so dass die Berufung der Vertreter der Cor .imuue Wien auf
Z 10 , lit . c des Eisenbahn -Concessionsgesetzes im vorliegenden Falle nicht
zutrifft "

Das aä 3 angeführte Begehren wurde abgewiesen , weil „ d,e Frequenz
au diesen Niveanübcrsetzuugen eine geringe ist, sowie ein Bedürfnis für die
Beseitigung der fraglichen Niveauübersetzuiigen dermalen und auch für eine
absehbare Zeit nicht vorliege und auch bezüglich dieses Falles der von den
Vertretern der Commune citicrte Z 10, Alinea e des Eisenbahn -Concessions-
gesetzes nicht zutrifft ."

Wie nun aus den Motiven der angefochtenen Entscheidung all 2 und 3
bervorgeht , war das Eisenbahnministeruttn von der Rechtsanschanuug geleitet,
dass auf den konkreten Fall die Bestimmung des Z 10, lit . e des Eisenbahn -Con -
cessionsgesetzes nicht anwendbar sei und die von der Commune Wien gestellten
Petite ans dieser gesetzlichen Bestimmung nicht abgeleitet werden können.

Die Petire der Commune waren darauf gegründet , dass die Ausführung
deS genehmigten Projektes der k. k. Staatsbahn -Directiou Wien für die
Herstellung eines dritten , eventuell vierten Geleises zwischen den Stationen
Penzing und Hüiteldorf eine so wesentliche Beschränkung des öffentlichen Ver¬
kehres auf dem obbezeichneken Gemeiudewege zur nothwendigeu Folge haben
muss , dass eine Störung dieser öffentlichen Coininuuication platzgreifen werde.

Nun verfügt der Z 10 , lit . e des Eisenbahn -Concessionsgesetzes , dass,
wenn durch de» Ban der Eisenbahn öffenrliche Wege , Brücken , «Stege oder
sonstige Commuuicalionsmittel ganz oder zum Theile gestört oder unfahrbar
gemacht werden , die Eisenbahnunternehmung verpflichtet ist, nach jedesmaliger
Änocdnung der Behörden die gestörte Communication anderweitig vollkommen
wieder herznstellen.

Aus diesem Wortlaute des Gesetzes ergibt sich zunächst , dass die Ver¬
pflichtung der Eisenbahn , gestörte Communicationen anderweiug vollkommen
wieder herzustellen , nicht etwa auf den Fall der ersten Herstellung der Eisen¬
bahn , eingeschränkt ist, dass vielmehr die Eisenbahn -Unternehmungen auch in
der Folge — „nach jedesmaliger Anordnung der Behörden " — verpflichtet
bleiben , durch ihre Veranlassungen gestörte Communicationen vollkommen
wieder herzustellen , das ist einen solchen Zustand herbeizuführen , dass der
Verkehr ans den durch den Eisenbahnbau in Mitleidenschaft gezogenen öffent¬
lichen Wegen , Brücken , Stegen , sich ungestört und klaglos vollziehen könne.

Dass nun durch die Herstellung eines dritten , eventuell vierten Geleises
die durch den Bahnkörper okkupierten obbezeichneten öffentlichen Communicationen
weiteren neuen Störungen ansgesetzl werde » , unterliegt wohl keinem Zweifel
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und es wird auch die Möglichkeit einer solchen weiteren Störung eigentlich
zugegeben , da nach den Ausführungen der Gegenschrift der Commune Wien
Vorbehalten bleiben soll . ..in dem Falle , dass eventuelle zukünftige Änderungen
in den Bahubetricbsverhältuisskn , insbesondere eine thatsächlich eintretende
wesentliche Steigerung der Verkehrsdichtigkeit auf der Bahn ein wirklich nach¬
weisbares Bedürfnis nach Ersatzherstellungen für die in Rede stehenden Com-
municationen Hervorbringen würden " , ihr Begehren zu wiederholen . "

Mit dieser Feststellung ist aber auch die in der Entscheidung negierte
Anwendbarkeit des ß 10 , lit . o des Eisenbahn -Concessionsgesetzes außer Frage
gestellt und dargelhan , dass die angefochtene Entscheidung des Ministeriums
auf einer unzutreffenden Rechlsanschauung beruht.

Der Umstand , dass die Ballführung die Herstellung des dritten und
vierten Geleises , welche die Begehren der Commune Wien veranlasste , nur
in dem aä 8 bezeichneten Terrain sich vollziehen soll, erschien dem Gerichtshöfe
irrelevant , da die aä 1, 2 und 3 bezeichneten Commnnicationsobjecte so nahe
aneinander gelegen sind , dass die Conseqnenzen der ersterwähnten Herstellungen
voraussichtlich auch die beiden ersterwähnten Communicationsmitlel treffen
können.

Es wäre sonach Sache der commissionellen Verhandlungen gewesen , auf
die von der Commune Wien aus dem 8 10 , lit , o ISA. oit . abgeleiteten An¬
sprüche cinzugehen und zu erheben , ob und bis zu welchem Maße der öffent¬
liche Verkehr auf den obbezeichneten Gemeindewegen infolge der neuen Her¬
stellungen weitere Störungen erfahren wird und ob und inwieweit zu Zwecken
der Aufrechthaltung des öffentlichen Verkehres Ersatzheistellungen erforderlich
erscheinen , und es gieng incht an , die Pelite der Commune Wien ohne meri-
loriichc Würdigung ihrer ihatsächlichen Unterlagen wegen vermeintlicher Un¬
anwendbarkeit des ß 10 , lit . e des Eisenbahn -Concessionsgesetzes abzuweisen.

II. Normlltivlikstimilmnlien.
51Mra1h:

is
Rechtzeitige Borlage der Projekte für die im Hanpt-
voranschlage vorgesehenen Canalbauten durch das

Stadtbauamt.
Der Wiener Stadtrath hat unterm 3 . December 1901,

Z . 14111 (M -Z . 91922/XIXb ) , folgenden Beschluss gefasst:
Das Stadtbauamt wird beauftragt , die Projecte für jene Canalbauten

welche im Präliminare vorgesehen sind , in Hinkunft stets zu einem Zeitpunkte
vorzulegen , welcher einerseils dem Stadlrathe und dem Magistrate die ge-
schäftsordnnngsmäßige Behandlung der betreffenden Agenden ermöglicht,
andererseits aber auch die vollständige Durchführung dieser Bauten in dem
betreffenden Baujahre gewährleistet.

2 «.
Statut und Instruction für die vom Wiener Stadt

rathe anfzustellenden Bauaufsichtsräthe.
Zur Mithilfe bei der nach 8 100 der Wiener Bauordnung vom 17 . Jänner

1883 , L.-G .-Bl . Nr . 35 , durch die technischen Organe der Gemeinde zu be¬
sorgenden Aussicht über Privalbauten werden vom Wiener Stadtralhe „Bau-
auffichtsräthe " aus dem Stande der Wiener Baumeister , und zwar für je
zwei Wiener Gemeindebezirke ein Bananfsichtsrath auf die Dauer zweier Jahre
bestellt.

Die Bestellung erfolgt nach Einholung eines von der Genossenschaft der
Baumeister und dem Vereine der Baumeister Nicderösterreichs alljährlich zu
erstattenden Vorschlages.

Für je zwei Wiener Gemeindebezirke sind sowohl von der Genoffenschaft
der Baumeister , als vom Vereine der Baumeister Niederösterreichs selbständig
je zwei Aufsichtsräthe in Vorschlag zu bringen . Der Wiener Stadtrath ist
jedoch weder au die Person der Vorgeschlagene » , noch an die Bezirke , für
welche dieselben in Vorschlag gebracht wurden , gebunden.

Nur Baumeister können als Aufsichtsräthe bestellt werden und sollen
dieselben , wenn möglich , im Nichtbetriebe sich befinden . Dieselben dürfen in
keinem dem Aufsichtsdienste abträglichen Abhängigkeitsverhältnisse stehen und
müssen sich im Bollgeniiffe der bürgerlichen Rechte befinden.

Sobald einer der vorbezeichnelen Hindernngsgründe nachträglich eintritt,
ist der Bauaufsichtsrath vom Bürgermeister seiner Function zu entheben.

Der Bürgermeister ist jedoch auch ohne Angabe von Gründen berechtigt,
jederzeit die Enthebung eines Bauaufsichtsrathes zu verfügen

Die Stelle eines Baiiaufsichtsrathes ist ein Ehrenamt und wird un¬
entgeltlich versehen . Der Bauaussichtsralh übt den Aussichtsdienst im öffent¬
lichen Interesse und darf Aufträge oder Instructionen , welche ihm von anderer
Seite als von den kompetenten Gemeindeorgane » zukommen , nicht entgegen¬
nehmen.

Bei Bauten , welche entweder von ihm oder für ihn selbst ansgeführt
werden , oder bei welchen der Bauherr oder Bauführer in gerader Linie , oder
in der Seitenlinie bis zum zweiten Grade mit ihm verwandt oder verschwägert

ist, hat sich der Banaufsichlsrath des Aussichtsdienstes z» entschlagen . In diesen
Fällen übt der Bauaussichtsrath eines Nachbarbezirkes für den betreffenden
Bau die Bauaufsicht aus.

Der Bauaufsichtsrath ist jederzeit berechtigt , den ihm übertragenen Bau-
anffichtsdienst zurückznlegen.

Wenn aus irgend einem Grunde während der Bestelluugsdauer ein
Bauaufsichtsrath ansscheidet , so ist zur Wiederbesetzung der frei gewordenen
Stelle für den Rest der Functiouszeit ein Vorschlag der Baumeister -Genossen¬
schaft, beziehungsweise des Vereines der Baumeister Niederösterreichs nicht
erforderlich.

Die Bauaufsichtsräthe haben vor Antritt ihres Dienstes nachfolgenden
Eid in die Hände des Bürgermeisters oder des von ihm bezeichneten Stell¬
vertreters zu leisten:

„Ich schwöre bei Gott , dem Allmächtigen und Allwissenden , einen reinen
Eid , dass ich den mir vom Wiener Stadtrathe übertragenen Bauanfsichtsdienst
mit Eifer , nach bestem Wissen und Gewissen und ohne Ansehung der Person
nach Maßgabe der Gesetze und der bestehenden Instruction für die Bau-
aufsichisräkhe besorgen werde , so wahr mir Gott helfe ."

Über die erfolgte Eidesleistung ist ein Protokoll abznfassen und dasselbe,
sowie die Instruction für die Bauaufsichtsräthe von dem Bauaufsichtsräthe zu
unterfertigen.

Die Bauaufsichtsräthe gehören bei Ausübung des ihnen übertragenen
Anfstchtsdienstes zu den technischen Organen der Gemeinde und genießen als
solche den gesetzlichen Schutz.

Im Falle einer Behinderung des Aufsichtsdienstes sind die Bauaufsichts¬
räthe , wie die anderen technischen Organe der Gemeinde berechtigt , die an¬
gemessene Unterstützung durch die k. k. Polizeibehörde in Anspruch zu nehmen.
Dieselben erhalten über die erfolgte Bestellung und Eidesleistung eine schrift¬
liche Verständigung und die für städtische Amtsorgane eingeführte Legitimation.
Ein Verzeichnis der bestellten Bauaufsichtsräthe wird der Genossenschaft und
dem Vereine der Baumeister Niederösterreichs zur Verständigung der Mit¬
glieder unter Hinweis auf den öffentlichen Charakter und die Befugnisse der
Bauaufsichtsräthe sofort nach der Bestellung mitgetheilt.

Die Bauaufsichtsräthe werden von der Ausfertigung eines Bauconsenses
für Privatbauten , nach Maßgabe der ihnen zugewiesenen Bezirke amtlich ver¬
ständigt und erhalten unentgeltlich das Amtsblatt der Stadt Wien , in welchem
die eingelangten Bauanzeigen enthalten sind , sie üben die Aufsicht über diese
Privalbauten in der Richtung aus , dass der Bau nur durch hiezu berechtigte
Personen ansgeführt wird und dass bei der Ausführung keine die Sicherheit
des Bauobjectes , der Arbeiter oder der Umgebung gefährdenden Mängel Vor¬
kommen.

Werden die Bauten nicht thatsächlich von den auf den Bauplänen an¬
gegebenen berechtigten Bauführer » aufgefübrt , sondern wird die Bauführung
Ünberechtigten überlassen , oder werden Mängel am Baue wahrgenommen,
welche nach Ansicht des Bauaufsichtsrathes die Sicherheit bedrohen könnten,
so hat derselbe dies sofort dem Stadtbauamte (beziehungsweise in den Be-
zirken X bis XIX der betreffenden Bauamts - Nbtheilung ) im kürzesten Wege
zur Abhilfe anznzeigen.

Insbesondere hat der Bauaufsichtsrath darauf zu sehen, ob der Be¬
treffende am Bauplane unterschriebene Bauführer über eigene entsprechende
Requisiten und über eigenes Hilfspersonale verfügt und ob er die hinsichtlich
der Kranken - und Unfallversicherung vorgeschriebenen Anzeigen erstattet,
beziehungsweise Versicherungsbeiträge geleistet hat , weil sich hieraus Schlüsse
auf die persönliche Bauausführung seitens des am Bauplane unterschriebenen
Bauführers ziehen lasten , und ist der Bauführer verpflichtet , die erforderlichen
Nachweise zu liefern.

Die dem Stadtbauamte nach 8 100 der Wiener Bauordnung obliegende
Aufsicht über Privatbauten wird durch den Aufsichtsdienst der Bauaufsichts¬
räthe nicht beeinträchtigt.

Insbesondere fallen die in Bezug auf die Beschaffenheit des Materiales,
der Constructionen oder bei etwaigen Mängeln zu treffenden Vorkehrungen,
beziehungsweise das Verbot der Baufortsetzung durch den unbefugten Bau¬
führer , im Sinne des 8 100 der Wiener Bauordnung ausschließlich in den
Wirkungskreis des Bauamtes , beziehungsweise in den Bezirken X bis XIX
der betreffenden Bauamts -Abtheilung und gehören nicht zu den Befugnissen
des Bauaufsichtsrathes.

Nur bei Gefahr am Verzüge kann anch der Bauaufsichtsrath die zur
Hintanhaltnng einer unmittelbaren Gefahr für die Sicherheit nuci lässliche
Maßregeln anordnen , in welchem Falle aber sofort dem Stadtbauamte (be¬
ziehungsweise der betreffenden Bauamts - Abtheilung ) Mittheilung zu machen ist.

(Genehmigt mit den Stadtraths -Beschlüffen vom 10. und 24 . Octobe --
1901 , ZZ . 10981 und 12312 , und wurde die Eintheilung der 20 Gemeinde-
bezirke in 10 Aussichtsgebiete mir dem letztbezeichneten Beschlüsse, wie fclgt
festgesetzt:

I . und
II. ..

1.
2.
3.
4.
5.
6.
7.
8.
9.

III.
IV.

V.
VI.

XIII.
VIII.

IX.
10 . XVIII.

(M -Z . 39950 .))

VII . Gemeindebezirk,
XX.
XI.
X.

XII.
XV.

XIV.
XVI.

XVII.
XIX
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Magistrat:
21 .

Abschreibung von Wassermehrverbranchsgebüren
wegen Rohrgebrechen.

I.

Erlass des Magistrats -Directors Preyer  vom 30 . No¬
vember 1901 , M .-D .-Z . 3011 sx 1901:

Gelegentlich des Stadlraths - Beschlusses vom 20 . August 1897,
Z . 7934 , M .-Z . 12105 ex 1897 , mit welchem bestimmt wurde , dass alle
Wasserleitungsgebrechen an Hansleilungen vor der definitiven Reparatur dem
Wasserbezugsrevisorate anzuzeigen sind , und dass im Falle unterlassener
Anzeige die Mehrverbrauchsgebüren , welche durch ein derartiges Gebrechen
veranlasst werden , in keinem Falle nachgesehen oder herabgesetzt werden , hat
der Magistrat Anordnungen getroffen , um den Beschlüssen des Stadtraches
den möglichsten Ersolg zu sichern . Das Bauamt wurde mit Decret vom
31 . August 1897 , M .-Z . 12105 ex 1897 , angewiesen , die Anzeigen über
derartige Herstellungen , welche nach Z 3 des Regulativs für die Herstellung
von Abzweigsleitungen im Anschlüsse an die Hochquellenleitung vom Installateur
dahin zu richten sind , zu sammeln und zn ordnen und den Bezirksämter » im
Bedarfsfälle zur Verfügung zn stellen.

Gleichzeitig wurden die Bezirksämter angewiesen , die in demselben
Paragraphen des Regulativs vorgeschriebenen Bücher der Installateure zu
revidieren und bei sich ergebenden Anständen nach HZ 5 und 7 des Regulativs
vorzugchen . Die Bezirksämter werden auch auf die im Bauamte erliegenden
Behelfe aufmerksam gemacht . Endlich wurde das Wasserbezugsrevisorat ange¬
wiesen , die dort einlangenden Anzeigen der Hausbesitzer an Ort und Stelle
sofort zu prüfen und festzustellen , ob durch das Gebrechen ein Wasserverlust
eingetreten ist, eventuell in welchem Ausmaße.

Die Tendenz der vom Magistrate erlassenen Aufträge war durch eine
strenge Controle hintanzuhalten , dass Gebrechen an der Hausleitung benützt
oder vorgegeben werden , um in einem Zeitpunkte , in welchem jede Controle
seitens der Gemeinde durch die inzwischen erfolgten Herstellungen re. aus¬
geschlossen war , als Grund geltend gemacht werden , um eine Nachsicht an
Wassermehrverbrauchsgebüren zn verlangen.

Wenn anch die Zahl der Gebrechen an Hausleitungen , von welchen
schon viele alt sind und erfahrungsgemäß nie rechtzeitig ausgewechselt werden,
kan », abnehmen kann , umsomehr als sich die Zahl derselben fortwährend ver¬
mehrt , so wird doch durch eine entsprechende Handhabung der erwähnten
Anordnungen und Benützung der Ergebnisse derselben bei Behandlung der
einschlägigen Nachsichlsgesnche eine Verminderung der Nachsichts -Anträge aus
diesem Titel eintreten.

Da diese Bestimmungen bisher nur vom Stadtbauamte , nicht aber von
allen magistratischen Bezirksämtern und vom Wasserbezugsrevisorate ent¬
sprechend befolgt wurden , und zufolge Präsidial -Erlasses vom 29 . Juli 190 l,
Pr .-Z . 9512 , M . -D .-Z . 2071 , Uber Ansuchen um Abschreibung von Wasser-
mehrverbrauchsgebüren wegen Rohrgebrechen genaue Erhebungen  zu
pflegen sind , sehe ich mich veranlasst , das ermähnte Magistrats -Decret vom
31 . August 1897 , M .-Z . 12I032/VII , zur pünktlichen Danachachtung in
Erinnerung zu bringen und die Herren Bezirksamtsleiter für die Durch¬
führung persönlich verantwortlich zu machen.

» *
*

II-
Magistrats -Decret vom 31 . August 1897 , G .-Z . 12I032/V1I:
Der Stedtrath hat am 20 . August 1897 , aä Z . 7934 , beschlossen:
1. Die Bestimmungen der HZ 3 , 5 und 7 des Regulativs für die Her¬

stellung von Wasserleitungen im Anschlüsse an die Hochquellenleitung den
Installateuren zur genauen Beachtung durch die Genossenschaft zn repu-
blicieren.

2 . Der Magistrat hat die nöthigen Controlverfügungen gegenüber den
Installateuren durch die Bezirksämter zu treffen . Das Stadtbauamt hat die
dort einlangenden Anzeigen seitens der Installateure nach der Amtshandlung —
nach den Anzeigelegern — zu ordnen und erforderlichenfalls zur Verfügung
zu stellen.

3 . Im Nachhange zu der Kundmachung über die Wasstrabgabe sind die
Wasjerbezugsberechtigten durch Kundmachung zu verständigen , dass alle Ge¬
brechen an Hanswasserleitunge » vor der definitiven Reparatur beim Wasser¬
bezugsrevisorate anzuzeigen sind . Im Falle unterlassener Anzeige werden
Mehrverbrauchsgebiiren , welche durch ein derartiges Gebrechen veranlasst
werden , in keinem Falle nachgesehen oder herabgesetzt.

Es ist selbstverständlich nicht ausgeschlossen , dass die Reparatur sofort
nach gemachter Anzeige auch vor der commisstonellen Besichtigung erfolgt,
wenn Gefahr im Verzüge ist.

Hievon wird das Bezirksamt mit der Aufforderung verständigt , unter
Verwendung der vom Bauamte zu liefernden Behelfe die im Regulativ
vorgeschriebenen Vormerkbücher der Installateure genau zu Prüfen und bei
Constatierung de . unterlassenen Anzeige solcher Reparaturen , von welchen die
Anzeige an das Bauamt zu richten ist, mit entsprechend strengen Strafen
vorzugehen.

22

Herausgabe von Normalienblättern.

Erlass des Magistrats -Directors Preyer  vom 20 . December
1901 , M .-D .-Z . 3179 sx 1901:

Um das wiederholte Abschreiben und Vervielfältigen von Normalien zu
vermeiden , denselben die größtmögliche und rascheste Verbreitung zu verschaffen
und ein gleichartiges handliches Format einzuführen , werden vom 1 . Jänner
1902 angefangen durch Buchdruck hergestellte Normalienblätter  in Octav-
format mit jahrgangweiser fortlaufender Numerierung von der Magistrats-
Direction herausgegeben und in entsprechender Zahl an die einzelnen Ämter
vertheilt werden . Mit der Sammlung und Eoidenihaltung des zum allgemeinen
Gebrauche bestimmten Bureau -Ex -mplares der Normalien ist ein Beamter
im Sinne des H 22 der neuen Geschäftsordnung für den Magistrat zu be¬
trauen.

Sollte sich bei einem Amte ausnahmsweise ein größerer Bedarf
eines einzelnen Normalienblattes Herausstellen , so ist die erforderliche Anzahl
von Blättern binnen drei Tagen  nach dem Erscheinen der betreffenden
Nummer durch den Amtsoorstand bei der Magistrats -Direction anzumeldeu,
damit die Nachbestellung sofort erfolgen kann . ^

.Selbstverständlich hat die Vervielfältigung eines Normales von Seite
der Ämter zu entfallen.

Die bisherige Behandlung von Normalien erfährt durch diese neue Ein¬
richtung keine  Änderung ; es sind daher alle nicht vertraulich  zu be¬
handelnden Entscheidungen und Verfügungen von grundsätzlicher Be¬
deutung und besonderer Wichtigkeit  der Schriftleitung des mit Ge-
meinderaths -Beschluss vom 20 . October 1891 , Z . 596 , gegründeten Amtsblattes
der Stadt Wien behufs Aufnahme in die monatlich erscheinende Beilage
„Gesetze , Verordnungen u . s. w ." , Rubrik „Normativbestimmnngen - Magistrat " ,
wie bisher , zu übergeben (H 23 neue Geschäftsordnung ) ; dergleichen Erlässe,
Entscheidungen , Verfügungen vertraulicher  Natur dagegen der Magistrats-
Direction vorzulegen.

Ausnahmsweise können auch Bestimmungen und Mittheilungen . welche
nicht im Wirkungskreise des Magistrates  erlassen wurden , jedoch voraus-
sichtlich sehr häufig zur Anwendung kommen und daher rasch zur Hand sein
sollen , z. B . Uber die Organisierung von Ämtern , Systcmisierung von Stellen
und Bezügen , Tarife u . dgl . in den Normalienblättern Aufnahme und Ver¬
breitung finden.

Schließlich bemerke ich, dass anch die Republicieruug  solcher Normativ¬
bestimmungei, , welche erfahrungsgemäß nicht durchwegs eine entsprechende Be¬
achtung finden , erfolgen kann.

2L.

Instruction für die Jndieiernng und Registrierung
der Acten in den Magistrats -Abtheilungen I bis XIX,

XXI und XXII

Erlass des Magistrats -Directors M . Preyer  vom 22 . De¬
cember 1901 , M .-D .-Z . 2546 sx 1900:

8 1-
Der Index  ist in den Magistrats -Abtheiluiige » zunächst ein Hilfsbuch

für das Protokoll und den laufenden Dienst ; er ist aber auch sür die Zukunft
das Repertorium der Registratur  und deshalb nicht als sogenannter
„General - Namen - Index " mit einem durchlaufenden Alphabet zu führen,
sondern nach Materien in Rubriken einzutheilen,  deren jede wieder
— je nach Erfordernis — in sachlicher oder alphabetischer Weise gegliedert
werden kann . (Sub - Rubriken .)

Diese Eintheilung und Gliederung hat in möglichst engem Anschluffe au
die neue „ Gcschäftseintheilung für den Magistrat " (M .-D .-Z . 2546 sx 1900 ) zn
geschehen , welcher anch die wörtlichen Benennungen mit buchstäblicher Genauigkeit
zu entnehmen sind.

Für die Aufzeichnung von Verhandlungen über Fragen von allgemeiner
und hervorragender Bedeutung ist in allen Rubriken an erster Stelle Raum
zu schaffen.

Als Registraturszeichen  sür die unterschiedlichen Materien (Rubriken
und Sub -Rubriken ) werden die Signa der derzeit bestehenden Haupt -Registratur
beibehalten , um so den historischen und organischen Zusammenhang der neuen
Registraturen mit dem alten Amte sichtlich zu bewahren.

8 2.
Die Protokollierung  der Geschäftsstücke erfolgt ans Grundlage des

H 13 der „ Geschäftsordnung für den Magistrat " (M .-D .-Z . 2546 ox 1900 ) in
der Weise , welche sich aus den Spaltenüberschriften des Protokoll -Forinnlares
ergibt . Für die Magistrats -Abtheilung I besteht ein von den anderen Ab¬
theilungen etwas abweichendes Protokoll -Formulare und außer dem gewöhn¬
lichen Index noch ein besonderer sür gerichtliche Bescheide.

8 3-

Die täglich protokollierten  Geschäftsstücke sind womöglich auch
j täglich (sowie es das hiefür bestimmte Formular verlangt ) zu iudicieren.
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8 4.

Schon beim Protokollieren und Jndicieren ist ein besonderes Augenmerk
aus die für die Wahrung des Actenzusammenhanges unumgänglich notwendige
Vorschreibung der Geschäftsnummern der Vorzahlen und der
späteren Zahlen in der Spalte 5 des Protokoll -Formulares zu richten.

In der Regel ist auf die letzt vorausgegangene (Prius -), beziehungsweise
nächstfolgende (Posterius -) Zahl hinzuweisen.

8 5.

Die R egistrier - Methode besteht hauptsächlich darin , dass die Ge¬
schäftszahl des ersten Actes einer Verhandlung die Grundzahl für alle
nachfolgenden Acten derselben Verhandlung bildet , und daher alle diese Acten
mit jener Grundzahl bezeichnet und so zu einem Ganzen vereinigt , ausbewahrt
werden.

Eine Ausnahme hievon machen die Steueracten , welche (nur ) mit der
Contozahl bezeichnet werden.

8 6.

Daraus ergeben sich nachfolgende besondere Vorschriften für die
Führung des Index:

a ) Jeder Grundact ist in der seinem Gegenstände entsprechenden Rubrik
zu indicieren.

b ) Die mit ihm zusammenhängenden späteren Acten (kosteriora ) sind
nicht in der gleichen Weise zu indicieren , sondern es sind nur d. ren
Geschäftszahlen im Index dort , wo der Grundact eingetragen wurde,
in der Spalte 3 unter der Textzeile , der Reihe nach vorzumerken.

e) Stammen jedoch die Geschäftszahlen der vorausgegangenen Verhand¬
lungen (kriora ) aus früheren Jahren , so ist der erste Act des laufenden
Jahres , sowie der Grundact im Index zu behandeln , und bezüglich der
weiter nachfolgenden Acten der suk lit . b beschriebene Vorgang einzu¬
halten.

ä ) Verlangt das Wesen eines Actes eine Vormerkung in mehreren
Rubriken , so ist dieser Act in der der Hauptsache entsprechenden
Rubrik vorschriftsmäßig zu indicieren , in den anderen Rubriken aber
ist eine darauf hinweisende Bemerkung anzubringen.

e) Treten während einer Verhandlung neue Momente zu Tage , die bis
dahin weder im Protokolle , noch im Index Erwähnung gefunden haben,
so sind die ergänzenden Aufzeichnungen in sachgemäßer Weise anzubringen.

f) Bei jedem Acte ist in der Spalte 12 des Protokoll -Formulares das
Zeichen (Signum ) der Rubrik , beziehungsweise Subrubrik , in welcher er
indiciert wurde , sofort vorzumerken.

8 ? .

Mannigfache Umstände können es erheischen , für einzelne Geschäftszweige,
Anstalten , Objecte n . dgl . besondere über den Rahmen eines Jahresindex
hiuausgreifcude Registrierungen vorzunehmen , z. B . auf Lataster-
blättern , welche nach topographischen Namen oder Nummern gereiht oder
nach lexikalisch gelegten Schlagwörtern geordnet , die einen Gegenstand be¬
treffenden Agenden für größere Zeitperioden übersichtlich sammeln.

Die hieraus sich ergebenden , jedermann in die Augen
springenden Vortheile legen die Verpflichtung nahe , von dieser
Art der Registrierung umso häufigeren Gebrau ch zu machen , als
dadurch nicht selten die Jndicierung im gewöhnlichen Jahres-
index erspart werden kann.

ß 8.

Alle Acten und Aktenstücke , welche der Registratur in der üblichen Weise
zur dauernden oder zeitweiligen Aufbewahrung zukommen , sind zu diesem
Zwecke fertig zu stellen , d. h. mit der Registraturs - Bezeichnung des
Grundactes zu versehen , welche aus dem Signum der Rubrik , beziehungs¬
weise Subrubrik , dem rechts die Grund - und Jahreszahl — letztere immer
mit allen vier Ziffern — in Bruchform beigesetzt wird , besteht : zum Beispiel
rr i -, 2726 . _ 31 620
cr 12 ^ oder tz - 1902

Besteht der Act aus losen Blättern , so ist die Bezeichnung auf der
Rückseite jedes Blattes rechts oben anzubringen , bei gehefteten Acten aber nur
auf dem letzten Blatte.

8 s.
Ehe die so fertigaestellten Acten zur Aufbewahrung kommen , ist bei

jeder ihrer Protokolls -Nummern in der Spalte 13 des Protokoll -Formulares
dem Rubrikenzeichen noch die Grundzahl , erforderlichenfalls mit der Jahres¬
zahl beizufügen und hiemit die registratursmäßige Durchführung der
Acten im Geschäfts -Protokolle zum Abschlüsse zu bringen.

Bei den Grundacten wird , da ihre Protokolls -Nummer zugleich die
Grundzahl ist, in die Spalte 13 nur ein lateinisches „ R " eingesetzt.

8 10.

Die in solcher Weise behandelten Acten werden nach Jahrgängen , Rubriken und
Snbrubriken gesondert und in der arithmetischen Reihenfolge der Grundzahlen
gelegt zwischen zwei steifen Deckeln mittels Rebschnüren kreuzweise in Fascikel
gebunden , welche mit den ihrem Inhalte entsprechenden Registratursbezeichnungen
zu versehen sind , zum Bespiel:

a) wenn alle Acten einer Rubrik in einem Fascikel vereinigt sind:

6 4

1902

b) wenn alle Acten mehrerer Rubriken in einem Fascikel gesammelt sind:

6 5— 6

1902

e) wenn nur ein Theil der Acten einer Rubrik in einem Fascikel enthalten ist:

In diesem Falle werden immer jene runden Zahlen angeführt,
innerhalb welcher sich die wirklichen Grundzahlen befinden.

ä ) wenn von einer Rubrik alle und überdies noch ein Theil der Acten einer
anderen Rubrik in einem Fascikel untergebracht sind:

Was die Ordnung der Acten anbelangt , so wird den Registralursbeamten
überdies nahegclegt , auch auf die im Z 16 der Geschäftsordnung gegebene»
Vorschriften gebärende Rücksicht zu nehmen.

8 II-
Bezüglich der Berechtigung zur Einsichtnahme und Aushebung

der Acten sind die letzten zwei Absätze des Z 20 der Geschäftsordnung maß¬
gebend.

Die dort erwähnten Empfangscheine (Recepisse ) sind den Andeu¬
tungen des Formulares gemäß von dem Registratursbeamten genau auszu¬
füllen und so, wie die Acten geordnet , in eigenen Fascikel » aufzubewahren.

Die zurückkommendeu Aktenstücke sind auf dem Empfangscheine anzu¬
merken , dieser aber erst dann zu vernichten oder auf Verlangen auszufolgen,
wenn keines der ausgehobenen Actenstücke mehr ausständig ist.

tz 2

tz 3

1- 1200

1902

0 7

3001 — Ende

6 8
1902

0 7

2001 - 3000

1902

0 7

1—2000

1902

8 12.
Das Ordnen und Einlegen , sowie die Mitwirkung beim Aus¬

heben der Acten ist den städtischen Amtsdienern zur Pflicht gemacht,
die sich hiebei den Anordnungen des einzelnen Abtheilungsleiters zu fügen
haben.

8 13-
Was die Actenausscheidung anbelangt , so wird aus den Z 21 der Ge¬

schäftsordnung verwiesen.
8 14-

In allen Magistrats -Abtheilungen ist für die Normalien ein Index
fliegender Blätter lexikalisch geordneter Schlagwörter für unbestimmte Zeit an¬
zulegen.

Die Bezeichnung der Normalien erfolgt nicht mit den Protokoll -Nnmmern,
sondern mit fortlaufenden , jedoch jedes Jahr mit 1 beginnenden Post¬
nummern z. B.

Diese Registratursbezeichnung ist im Geschäftsprotokolle bei der ent¬
sprechende » Geschästszahl in Spalte 13 vorzumerken.

8 is.
Die abgesondert von den Acten aufzubewahrenden Verträge , Offerte

und so listig eu Documente sind so, wie die Normalien mit fortlaufenden,
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jedes Jahr mit I beginnenden Postnummern zu versehen , in der Reihenfolge
dieser Nummern snb V kurz zu iudicieren und folgendermaßen zu bezeichnen:

1902

Diese Negistratursbezeichnung ist im Geschäftsprotokolle bei der ent¬
sprechenden Geschäftszahl in der Spalte 13 anznmerken.

8 16.
Die Personal - Angelegenheiten sind status weise gesondert zu

registrieren.
Das Rubrikenzeichen ist für dieselben in allen Magistrals -Abtheilungen

der große lateinische Buchstabe X.
Die Subrubriken , welche durch Beifügen arabischer Ziffern gekennzeichnet

werden , sind folgende:
X 1 . Allgemeines.
^ 2 . Tnensteintritt , Anstellung , Vorrückung und Beförderung.
H 3 . Krankheits -Aushilfen.
^ 4 . Remunerationen und Kostgelder,
ä . 5 . Gehaltsvorschüsse.
^ 6 . Pensionierungen , Provisionierungen , Quiescierungen » nd Er-

ziehungsbeiträge.
X 7 . Resignationen und Entlassungen.
X 8 . Urlaube und Dienstsnpplieruugen.
X 11 . Dienstzuweisungen.
X 12 . Gerichtliche und andere Vormerkungen auf die Bezüge.
Die Registratursbezeichnung ist die normale , mit Voranstellnng der

römischen Ziffer der Magistrats -Abtheilung , z. B . X X 2

Anhang.

Die Abtheilungszeichen der alten Haupt -Registratur , aus denen sich die
Rubrikenzeichen der neuen Registratur entwickelt haben , find folgende:

X . Personalien aller Art , Dienstsachen und Wahlen.
L . Gedruckte Verordnungen.
6 . Städtische Wirtschafts -Angelegenheiten,
v . Gefälle , Gebüren und Hundesteuer.
8 . Steuergegenstände.
iss. Bürgerrechte, Auszeichnungen und Gedenksachen.
0 . Markt - und Approvisionierungs -Angelegenheiten.
II . Handel und Gewerbe , Arbeiter -Kranken - und Unfallversicherung.
1. Geheime Acten.

L . Cultus -(Kirlben -)Sache » und Matrikenwesen.
I, . Armenwesen.
N . Mixta.
bl . Normalien.
O . Schulsachen.
? . Militär - und Conscriptions -Angelegenheiten.
tz . Bau -, Feuer - , Saniläts - , Straßen - und Strompolizei.
k . Registraturs -Resolutionen.
8 . Sanitätspolizeiliche Obductionen und Sicherstellungen.
P . Städtische Arbeitsvermittlung.
V . Verträge , Offerte und andere Docnmente.

In den magistratische » Bezirksämtern noch:

77 . Mehrfachen (von k getrennt ).
X . Landes -Cultur (von 6 getrennt ).
2 . Arbeiter -Kranken - und Unfallversicherung (von 6 getrennt ).

24

Instruction , betreffend die Behandlung von Urlaubs-
Ansuchen.

Die Untersuchung hat in der Regel im Stadtphysikate selbst und mir
ganz ausnahmsweise dann in der Wohnung des Bittstellers zu erfolgen , wenn
derselbe infolge seiner Krankheit außer Stande wäre , sich im Stadtphysikate
einzufinden.

Weilt der Gesuchsteller nicht in Wien ( wie beispielsweise bei Urlaubs¬
verlängerungen ), so ist darauf zu achten , dass dem Gesuche ein von einem
k. k. Bezirksarzte ausgestelltes oder mindestens bestätigtes Krankheilszeugnis
angeschloffen ist.

Das gehörig belegte Ansuchen ist sodann dem Stadtphysikate zur Äuße¬
rung zuzumitteln.

Nach Abgabe der Physikatsäußerung ist das Ansuchen dem Herrn Bürger¬
meister , beziehungsweise bei Urlauben gegen Carenz der Bezüge dem Sladt-
rathe mit einem Anträge vorzulegen.

In den Krankheitsnrlaub ist stets der dem betreffenden Beamten rc.
zustehende normalmäßige Urlaub einzurechnen und ist dies auch dem Bittsteller
mit den Worten : „ einschließlich des normalmäßigen Urlaubes " bckanntzugeben.
Lautet die Physikatsäußerung , insbesondere bei Urlaubsverlängeruiigen derart
ungünstig , dass eine Wiedergenesung des Bittstellers nicht zu erwarten steht,
so ist der Zusatz -Antrag zu stellen , dass sich der G -suchsteller nach Ablauf des
Urlaubes zur neuerlichen Untersuchung im Stadtphsikate einzufinden habe.

Als Urlanbsantrittstag hat der Tag der Gesnchsüberreichnng zu gelten,
wenn der Einschreiter zu dieser Zeit bereits keinen Dienst mehr versieht ; sonst
kann der Urlaubsantritt im Ansuchen oder später bekanntgegeben werden.

Was die Prüfiingsnrlaube anbetrifft , so bemerke ich, dass ^ solche
nnr den rechtskundigen Beamten zur Vorbereitung für die dritte Staats¬
prüfung in der Regel in der Dauer von 14 Tagen , sowie für die praktische
Prüfung für die politische Geschäftsführung in der Regel in der Dauer von
vier Wochen bewilligt werden , und dass daher derartige Ansuchen , n anderen
Fällen in der Regel nicht befürwortend vorzulegen sein werden.

Die Behandlung der Urlaube anlässlich der Einberufung zu militäri¬
schen Dienstleistungen wurde bereits durch die h . S. Gurrende vom
2l . October 1901 , M .-D .-Z . 2889 geregelt und ist sich an die gegebenen
Vorschriften zu halten.

Die Gewährung von Urlauben zur Ordnung von Familien - Au-
gelegenheiten ist nur in sehr berücksichtigungswürdigeii Fällen zu beautragen.
Hochzeitsurlaube werden grundsätzlich nicht ertheilt.

Zur Stellung eines Antrages auf Ertheilung eines Erholungs¬
urlaubes wird sich nur dann ein Anlass finden , wenn ein städtischer An¬
gestellter den ihm normalmäßig  zukommenden Urlaub in den Wintermonatcu
(vor dem 1 . Mai oder nach dem 30 . September ) zu nehmen beabsichtigt.

Bei Behandlung der Urlaubsansnchen ist die von h. a . hiefür entworfene
Drucksorte , von welcher ein Exemplar mitfolgt , zu verwenden.

Schließlich bemerke ich noch, dass alle Urlaube (mit Ausnahme der
normalmäßigen ) in ein Buch einzutragen sind , welches nachstehende Rubriken
zu enthalten hat : _

Name
Dienstes¬

eigen-
schaff

Urlaub

vom s bis

Ver¬

längert
bis

Ursache
des

Urlaubes

An¬

merkung
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Genaue Jnstruierung der Gesuche der Parteien um
Verleihung der österreichischen Staatsbürgerschaft.

Erlass des Magistrals -Directors M . Preyer vom 27 . De-

Erlass des Magistrats -Directors M . Preyer  vom 23 . De-
cember 1901 , aä M .-D .-Z . 2546 sx >900:

Die Urlaubsansiichen lassen sich eintheilen in solche um Bewilligung
eines Krankheitsurlaubes , eines Urlaubes zur Vorbereitung zu einer Prüfung,
anlässlich der Einberufung zu einer militärischen Dienstleistung , zur Ordnung
von Familien -Angelegenheiten n . dgl.

Was die Behandlung der Krankheitsurlaube  betrifft , so wird
Folgendes bemerkt:

Das bezügliche im Dienstwege , d. i . beim unmittelbaren Amtsvorstande
(Magistrats -Directions -Erlass vom 3 . September 1899 , Z . 1929 ), einzu¬
bringende Ansuchen ist ohne Unterschied , ob ei» ärztliches Zeugnis beigeschlossen
ist oder nicht , wenn der Bittsteller in Wien weilt , dem Stadtphysikate zur
ärztlichen Untersuchung des Einschreiters und Äußerung zuzustellen.

Die k. k. n .-ö. Statihalterei hat mit dem Erlasse vom 9. December 1901,
Z . 113507 , Nachstehendes anher eröffnet:

Bei den meisten magistratischen Bezirksämtern hat sich in letzter Zeit
der Brauch eingebürgert , Gesuche der Parteien um Verleihung der öster¬
reichischen Staatsbürgerschaft ohne jede Jnstruierung vorzulegen , es sei denn,
dass die einfache Beilegung der Acten über die Zusicherung der Ausnahme
des jeweiligen Einbürgerungswerbers in den Verband der Gemeinde Wien
als Jnstruierung angesehen werden soll.

Fast in allen Fällen mangelt die polizeiliche Note Uber das Wohlver¬
halten des Gesuchstellers und eine zuverlässige Erhebung Uber die persönlichen
Verhältnisse desselben : sehr häufig ist den Acten auch nicht zu entnehmen , ob
der Petent verheiratet ist, ob er Kinder hat , ob Gattin und Kinder noch am
Leben sind und dergleichen mehr ; die Folge davon sind zeitraubende Zwischen¬
erledigungen , di - bei ordnungsmäßiger Jnstruierung solcher Gesuche zu ver¬
meiden wären.
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Bei diesem Aulasse hat die 1 k. Statthallerei auch darauf hingewiesen,
dass der Normal -Erlass vom 4 . Februar 1896 , Z . 785/kr , betreffend die
Ordnung der Verhandlungsacten nach einem leitenden Gesichtspunkte (abge-
drnckt im Magistrats -Verordnungsblatt sx 1898 , Seite 45 ), nicht immer
befolgt wird.

Ich sehe mich daher veranlasst , den magistratischen Bezirksämtern die
vollständige Jnsiruierung derartiger Gesuche im Sinne des eingangs be¬
zogenen Statthalterei -Erlasses einzuschärfen , sowie auf die Bestimmung des
8 16 der neuen Geschäftsordnung für den Magistrat hinsichtlich der Ein¬
haltung der chronologischen Reihenfolge bei Bearbeitung der Acten , sowie
hinsichtlich der Numerieiung der Actenbestandtheile hinzuweiscn , und bemerke
schließlich , dass bei genauer Beobachtung dieser Vorschriften in den meisten
Fällen die Anfertigung eines Actenverzeichnisses entbehrlich sein wird.

Ich gewärtige , dass die Bezirksämter den Gesuchen um Verleihung der
österreichischen Staatsbürgerschaft eine umso sorgfältigere Behandlung zu¬
kommen lasten werden , als nach der Heimatsgesetznovellc die Zusicherung der
Ausnahme in den Heimatverband den Ausländern bei Vorhandensein der
gesetzlichen Voraussetzungen nicht verwehrt werden kann.

2«.
Beachtung der Abgrenzung der politischen Bezirke

Korneuburg und Floridsdorf.

Erlass des Magistrats -Directors M . Preyer  vom 30 . De-
cember 1901 M .-D .-Z . 3540:

Laut einer Note der k. 1 Bezirkshauptmannschast Korneuburg gelangen,
obwohl seit der Lostrennnng der Gemeinden Aderklaa , Gerasdorf , Süßen-
brnnn , Deutsch -Wagram , Floridsdorf , Groß -Jedlersdorf , Jedlesee , Stammers-
dors und Strebersdorf vom politischen Bezirke Korneuburg und der Zuweisung
dieser Gemeinden zum politischen Bezirke Floridsdorf eine geraume Zeit ver¬
strichen ist, so dass diese Neneintheilung seither im niederösterreichischen Amts-
kalendcr und gewiss auch in den neueren Orlsrepertorien durchgeführt erscheint,
dennoch von städtischen Ämtern , insbesondere vom Conscriptionsamle , Zu¬
schriften , welche die oben erwähnten Gemeinden betreffen , an die k. k. Bezirks-
bauptmannschaft Korneuburg anstatt an die k. k. Bezirkshauptmannschaft
Floridsdorf.

Ich find - mich daher bestimmt , den städtischen Ämtern die Ministerial-
Berordnungen vom 23 . October und vom 4 November 1895 , R .-G .-Bl.
Nr . 160 und 166 (Mag .-Bdgs .-Bl . ex 1895 , Seite 90 und 91 ), und vom
20 . Jnli 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 127 (Mag .-Vdgs .- Bl . ex 1896 , Seite 78 ),
mit welchen die Bezirkseintheilung abgeändert wurde , auf das nachdrücklichste
einzuschärfen.

Bei diesem Anlaste bringe ich auch die Slatthalterei -Knndmachung vom
16 . August 1896 , Z . 78063 L.-G .- und V .-Bl . Nr . 61 , betreffend den Beginn
der Wirksamkeit der neuen Gemeindevertretungen von Floridsdorf und Groß-
Jedlersdorf (abgedruckt im Mag .-Vdgs .- Bl . ox 1896 , Seite 90 ), in Erinnerung.

27 .

Einbringung von Verpflegskosten von nach dem
Civilrechte zur Zahlung verpflichteten Personen.

Erlass des Magistrats -Directors M . Preyer  vom 2. Jänner
1902 , M .-D .-Z . 3621 :

In der Bezirksamtsleiter -Conferenz vom 1. October 1901 wurde eine
Änderung des Vorganges wegen Einbringung solcher Spitalverpflegskosten,
zu deren Zahlung der Verpflegte selbst oder seine crbaltungspflichligen Ver¬
wandten nach dem Civilrechte verpflichtet sind , in A -iregung gebracht und
es wurden auf Grund der in dieser Conferenz stattgedabten Besprechung des
Gegenstandes mit h. ä . Erlasse vom 12 . October 1901 , M .-D .-Z . 2768 , die
magistratischen Bezirksämter angewiesen , die auf civilrechtlicher Basis be¬
ruhenden Ansuchen der Krankenanstalten um Einbringung von Verpflegskosten
der requirierenden Verwaltung mit Rücksicht auf die Jncompetenz znrückznstellen;
gleichzeitig wurde hierüber der k. k. Statthalterei berichtet.

Dieser Normal -Erlass wurde jedoch mit dem den Herren Bezirksamts-
leiten , in der Conferenz vom 5 . November 1901 bekanntgegebene » Statthalterei-
Erlaffe vom 26 . Ociober 1901 , Z . 97757 , von drei Gesichtspunkten aus
bekämpft , und zwar:

1 . weil die Einhcbung derartiger Gebüren im allgemeinen im Wirkungs¬
kreise der politischen Behörden gelegen sei;

2. weil für den Magistrat auch noch die der Gemeinde durch Z 46,
Punkt 11 des Gemeindestalutes zugewiesene friedensrichterliche Thätig-
keit in Betracht komme;

3 . weil die bezogene h. ä . Verfügung der mit dem Statthalterei -Erlaffe
vom 30 . Juni 1901 , Z . 11388 , zum Ausdrucke gebrachten Absicht einer allseits
befriedigenden Geschäftsvereinfachung in Verpflegskosten -Angelegenheiten
widerspreche.

Die Magistrats -Dircction nahm mit dem Berichte vom 8. December 1901,
M .-D .-Z . 2948 , gegen diesen Erlass in jeder Richtung Stellung und
ersuchte am L-chlnssc ihrer eingehenden Auseinandersetzung die Statthaltern,
im Sinne und in weiterer Ausführung ihres Erlasses vom 30 . Inn , 1901,
Z . 11388 , die Krankenhaus -Verwaltungen anweisen zu wollen , an die nach dem

Civilrechte zur Zahlung von Verpflegskosten Verpflichteten selbst ein Mahn¬
schreiben zu richten , beziehungsweise mit denselben direct in Verhandlung
zu treten.

Diesem Ersuchen trug die k. k. Statthallerei insofern Rechnung , als
sie an die Verwaltungen der Wiener k. k. Krankenanstalten nachstehenden
Normal -Erlass ääto . 26 . December 1901 , Z . 116808 , richtete:

Anlässlich eines Berichtes des Wiener Magistrats -Directors hinsichtlich
des Vorganges wegen Einbringung von Spitalpflegegebüren von den Pfleg¬
lingen selbst oder ihren nach den Grundsätzen des Privatrechtes unterhalts¬
pflichtigen Angehörigen wird den Verwaltungen aller Wiener k. k. Kranken¬
anstalten unter Hinweis auf den h. ä . Erlass vom 30 . Juni 1901 , Z . 11388 , er¬
innert , dass nicht nur wegen Gebüren für die Pflege krankenversicherungsvflichtiger
Personen und Dienstboten , sondern auch behufs Einbringung der Gebüren für
die Pflege von Kranken der vorbezeichneten Art , den sogenannten „ Selbst¬
zahlern " , die ersten Schreiben seitens der Anstaltsverwaltung unmittelbar
an diese Personen zu richten sind , und zwar in der Regel in der Form
von Postaufträgen.

Erst wenn dieser Versuch erfolglos geblieben ist, hat die
Anstaltsverwaltung vor Inanspruchnahme der 1 k. Finanzprocuratur zur Ein¬
bringung der gerichtlichen Klage die politische Bezirksbehörde in Anspruch zu
nehmen , damit diese versuche, den Zahlungspflichtigen durch Belehrung zur
Erfüllung seiner Zahlungspflicht zu veranlassen , oder falls er zahlungsunfähig
sein sollte , eine Bestätigung hierüber einhole und der Anstalt übersende.

Im übrigen wurde mit einem gleichzeitig anher gerichteten Erlaffe
ciclto. 26 . December 1901 , Z . 116808 , der Statthalterei Erlass vom 26 . October
1901 , Z . 97757 , aufrecht erhalten , demzufolge der Magistrat den erwähnten
Ersnchsschreiben der Krankenanstalts - Verwaltungen nachzukommen  hat,
allerdings ohne Inanspruchnahme des Execntionsamtes , wobei noch bemerkt
wurde , dass insbesondere die Vorladung und eindringliche Belehrung der
Schuldner sich in vielen Fällen als zweckmäßig und wirkungsvoll erweisen
dürfte.

Da weitere Schritte in dieser Angelegenheit aussichtslos erscheinen , weise
ich die magistratischen Bezirksämter in Abänderung des h. ä. Normal - Erlaffes
vom 12 . October 1901 , M .-D .-Z . 2768 , an , über Ansuchen der Verwaltungen
der Wiener k. k. Krankenanstalten um Intervention bei Einbringung von Ver¬
pflegskosten seitens der nach dem Civilrechte zur Zahlung verbundenen Personen
im Sinne der bezogenen Statthalterei -Erläffe amtszuhandeln.

28 .
Bertheiluug der Normalienblätter.

Erlass des Magistrats - Directors M . Preyer  vom
10 . Jänner 1902:

Da über die Art der Vertheilung der Normalienblätter (Z 22 Gesch. -O .)
Missverständnisse seitens einzelner Amtsvorstände vorgekommen sind, finde ich
mich bestimmt , Nachstehendes bekanntzugeben:

Die städtischen Sammlungen , das Archiv , der Central -Wahl - und
Steuercataster , die Humanitätsanstalten , die Central -Friedhof -Verwaltung,
die Feuerwehr -Centrale , das städtische Lagerhaus , der Ober -Stadtgärtner , die
Verwaltungen der BUrgerspitalfondsgüter , die städtischen Forstverwaltungen
und die städtischen Schlachthäuser erhalten stets je 1 Exemplar zum Amts-
gebranche.

Das Präsidialbureau , das Bezirksschulrathsbureau , die Redaction des
Amtsblattes , die Magistrats -Abtheilungen , die Bezirksämter , die Gemeindc-
Bezirkskanzleien , das Stadtphhstkat , die Hauptcassa , das Steueramt , das
Veterinäramt , die Kanzlei - Direktion , die Regislratnrs -Direction und das
Executionsamt erhalten in der Regel je 3 Exemplare eines Normalien¬
blattes , und zwar I für den Vorstand , 1 für die Normaliensammlung des
Bureaus , 1 für den Amtsgebrauch (nä eirculanäum .)

Mehr als 3 Exemplare erhalten in der Regel nachbenannte Ämter:
das Stadtbauamt  18 Exemplare : 1 für den Bau -Director , 1 für den
Bau - Vice - Direktor . 1 für die Normaliensammlung , 15 für die Fach¬
abtheilungen : die Stadtbnchhaltung  22 Exemplare : 1 für den Ober-
Stadtbuchhalter , 4 für die Stadtbuchhalter , 1 für die Normaliensammlung,
16 für die Departements ; das Marktamt  6 Exemplare : 1 für den Director,
l für die Normaliensammlung , 1 zum Amtsgcbrauche in der Marktamts-
Centrale , je 1 für die Marktamts -Abtheilnngen in der Großmarklhalle , auf
dem Central -Viehmarkte und für die Abkheilung „ Holzmarktanfsicht " ; das
Couscriptionsamt  7 Exemplare : 1 für den Director , 1 für die Nor¬
maliensammlung , 1 zum Amtsgebrauche in der Conscriptionsamts -Centrale,
1 für das Einquartierungsamt , 1 für die Urlauber -Evidenz , I für die
Militärtax -Abtheilung und 1 für das Todtenbeschreibamt.

Falls jedoch ein Amt (Magistrats -Abtheilung , Bezirksamt rc.) an dem
Inhalte eines Normalienblattcs nicht interessiert  ist , so erhält es nur
1 Exemplar , und zwar für die Normaliensammlung  des Bureaus.

Die Abtheilungen der magistratischen Bezirksämter bekommen nnr dann
je 1 Normalienblatt , wenn für sie der Inhalt desselben von Wichtigkeit  ist.

Schließlich wird bemerkt , dass , wie bereits im Normalienblatte Nr . 1
bekanntgegeben wurde , neben den Normalienblättern sämmlliwe nicht vertraulich
zu behandelnde Normalien , wie bisher , im magistratischen Berordnnngsblatle
erscheinen.
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Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte und im Landes¬
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre

1001 02 publicierten Gesetze und Verordnungen.
L.. Reichsgesrhblatt.

1001 .

Nr . 203 . Kaiserliches Patent vom 12 . December
1901 . betreffend die Einberufung der Landtage von Böhmen, Galizien
»ud Lodomerien mit Krakau , Österreich unter und ob der Enns , Salzburg,
Steiermark , Krain , Mähren , Schlesien , bann Görz und Gradisca.

Nr . 204 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 20 . November 1901 , betreffend die Ermächtigung des Neben-
zollamtes I . Claffe in Koömyrzüw zur Anwendung des Ausageverfahrens un
Eisenbahnverkehre und zur Anstritlsbesläligung von Durchfuhrwareu ohne
Beschränkung.

Nr . 205 . Conccssionsurkunde vom 7 . December
1901 für die Localbahn Jiäin — Turnau.

Nr . 200 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 26 . November 1901, betreffend die Ermächtigung des k. k.
Nebenzollamles I . Claffe Nicdergrund (zu Schandau in Sachsen ) zur Aus-
liittsbehandlung von gebrannten geistigen Flüssigkeiten.

Nr . 207 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 10 . December 1901 , betreffend die Theilung des Schätzungs¬
bezirkes zur Veranlagung der Personaleinkommensteuer für den politischen
Bezirk Freistadt in drei Schätzungsbezirke.

Nr . 208 . Verordnung des Finanzministeriums im
Einvernehmen mit dem Justizministerium vom 10 . De¬
cember 1901 , betreffend die Umrechnung der ausländischen Geldsorten
und der inländische » Handelsmünzen bei der Bemessung und Entrichtung der
Stempel - und unmittelbaren Gebüren , sowie der Effectenumsatzsteuer.

Nr . 200 . Verordnung des Gesammtministerinms
vom 17 . December 1901 , betreffend einige Änderungen in der Ein¬
reihung der Orte in das Schema der Activitätszulageu der Staatsbeamte ».

Nr . 210 Gesetz vom 22 . December 1901, betreffend
die Forterhebung der Steuern und Abgaben , sowie die Bestreitung des Staats-
auswandes in der Zeit vom 1 . Jänner bis Ende März 1902 , dann die Ver-
fasfung des Central -Nechnungsabschlusses für den Staatsbaushalt der im Reichs-
ralhe 'vertretenen Königreiche und Länder für das Jahr 1901 , sowie die Weiter¬
verwendung von der Gebarungsperiode 1901 angehörenden Beträgen bis Ende
März 1902.

Nr . 211 Kundmachung des Ministeriums für
Landcsvertheidigung vom 9 . November 1901 , womit die
Eintragung der höheren Handelsschule in Krakau in das Verzeichnis der den
Obergymuasten und Oberrealschulen in Bezug auf den Einjährig -Freiwilligen-
dienst gleichgestellten Lehranstalten des Inlandes verlautbart wird.

Nr . 212 . Verordnung des Justizministers im Ein¬
vernehmen mit dem Finanzminister vom 14 . December
1901 , betreffend eine Abänderung der Verordnung vom 22. August 1899,
R .-G .-Bl . Nr . 162 , über die Zehrgelder , Ganggelder und Zustellungsgebüren
der Diener der Gerichte.

Nr . 213 . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 15 . December 1901 , betreffend die definitive Zulassung der
Elektricitätszähler -Type I -I zur aichämtlichen Beglaubigung.

Nr . 214 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 16 . December 1901 , betreffend eine Abänderung des mit
der Kundmachung vom 4 . October 1897 , N .-G -Bl . Nr . 233 , verlautbatten
Verzeichnisses der Schätzungsbezirke zur Personaleinkommensteuer.

Nr . 215 . Verordnung des Handelsministeriums im
Einvernehmen mit den Ministerien des Innern und
der Eisenbahnen vom 16 . December 1901, betreffend die Er¬
langung von Schifferpatenten zur Führung eines Segel - oder Dampfschiffes,
eines Motorschiffes oder eines zur gewerbsmäßigen Beförderung von Personen
dienenden Motorbotes aus dem Bodensee.

Nr . 210 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 17 . December 1901 , betreffend die Feststellung der Farbe für
di - im Stickereiveredlungsverkehre an den Geweben anzubringenden Jdentitäts-
bezeichnnngen.

Nr . 217 . Verordnung des Handelsministeriums
im Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern,
vom 7 . December 1901 , mit welcher unter Aufhebung der Mini-
sterial -Verordnungen vom 28 . Februar 1882 , R .-G .-Bl . Nr . 28 , beziehungs¬
weise vom 9. März 1887 , R .-G .-Bl . Nr . 25 , sicherheitspolizeiliche Bestimmungen,
betreffen » den Deiailverkanf der Celluloidgegenstände , die Aufbewahrung von
Celluloid und Celluloidartikeln und den Transport dieser Gegenstände erlassen
werden . * )

Nr . 218 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 28 . December 1901 , betreffend die Einlösung von Partial-
Hppothekar -Auweisnncien und die Herabminderung dieser schwebenden Schuld
auf den Betrag von 91,942 .305 N.

Nr . 210 . Verordnung des Handelsministeriums
vom 22 . December 1901 , mit welcher die Bestimmungen des8 14
der Verordnung vom 22 . November 1887 , R .-G . -Bl . Nr . 134 , betreffend die
Entlohnung der Postämter für die Besorgung des Postsparcassendienstes , außer
Kraft gesetzt werden.

Nr . 220 . Verordnung des Justizministers vom
22 . December 1901 , betreffend die Einführung einer Kanzleiersatz-
prüfnng.

Nr . 221 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 26 . December 1901 , betreffend die Auflösung des k. k. Mini-
sterial -Zahlamtes und dessen Vereinigung mit der k. k. Staats - Central -Cassa.
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Nr . 1. Verordnung des Handelsministeriums im
Einvernehmen mit den Ministerien des Innern und
der Finanzen vom 6 . December 1901 , betreffend das Verbot
des Hausierhandels im Curorte Johannisbad.

Nr . 2 . Gesetz vom 22 . December 1901 , betreffend
die für die Notierung von Wertpapieren an der Prager Waren - und Effekten¬
börse, sowie an der Triester Börse zu leistenden Börsefondsbeiträge.

Nr . 3 . Verordnung des Finanzministeriums vom
b . Jänner 1902 , betreffend die Activierung des amtlichen Aufdruckes
der Stempelzeichen zu 2 k und 10 b auf Frachtbriefe , Rechnuugs - und
sonstige Blankelle beim I. k. Hauplzollamte in Olmütz.

Nr . 4 . Gesetz vom 22 . December 1901 , betreffend
Gebürenbegünstigungen für von Anstalten , welche Creditgeschäfte betreiben,
ausgestellte Theilschuldverschreibungen und deren Coupons.

Nr . 5 . Gesetz vom 23 . December 1901 , betreffend
Gebürenbegünstigungen für Anlehen der Stadtgcmeinden Klagenfurt , Lemberg.
Warnsdorf und Wiener -Neustadt und des Bezirksstraßen -Ausschusses Mährisch-
Ostrau.

Nr . O. Gesetz vom 23 . December 1901 , betreffend
Gebürenbegüustiguugen für die Aulehen^ des Königreiches Böhmen , der
königlichen Hauptstadt Prag und der Stadtgemeinden Laibach , Mährisch-
Ostrau , Warnsdorf , Bozen und Meran.

Nr . 7 . Gesetz vom 23 . December 1901 , betreffend
Gebürenbegünstigungen für Anlehen des Königreiches Böhmen , der könig¬
lichen Hauptstädte Prag und Krakau , der Stadtgemeinden Laibach , Kladno
und Mährisch -Ostrau und der Gemeinde Witkowitz.

Nr . 8 . Gesetz vom 23 . December 1901 , betreffend
die Befreiung des von der Stadt Neichenberg auf Grund des Landesgesetzes
vom 10 . März 1901 , L.- G .-Bl . Nr . 16 , aufzunehmenden Darlehens von
4,752 .000 L von der Entrichtung der Stempel - und unmittelbaren Gebüren.

Nr . O. Gesetz vom 23 . December 1901 , betreffend
Gebürenbegünstigungen für das zur ständigen Dotation des Fondes für
öffentliche Arbeiten und Hebung der Landescultur in Krain vom Lande Krain
aufzunehmende Anlehen von 4,000 .000 L

») Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen -c." vollinhaltlich ausgenommen.
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Nr . 10 . Gesetz vom 23 . December 1901 , betreffend
Gebürenbegünstigungen für die durch Hochwasser betroffene Gemeinde
Oberndorf.

ö . Landesgesehlilatt.
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Nr . 77 . Verordnung des Justizministeriums vom
21 . November 1901 , betreffend die Errichtung eines Bezirksgerichtes
in Liesing in Niederösterreich .*)

Nr . 78 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
4 . December 1901 , Z . 111710 , betreffend die der Gemeinde
Gundschachen ertheilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Percent der
direkten Steuern übersteigenden Umlagen sür das Jahr 1901.

Nr . 70 Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enus vom
4 . December 1901 , Z . 112105 , betreffend die der Gemeinde
Sparbach ertheilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Percent der direclen
Steuern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1901.

Nr . 80 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
4 . December 1901 , Z . 112119 , betreffend di- der Gemeinde
Manhartsbrunn ertheilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Percent der
directen Steuern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1901.

Nr . 81 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
4 . December 1901 , Z . 112120 , betreffend die der Gemeinde
Scheideldorf ertheilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Percent der directen
Steuern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1901.

Nr . 82 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enus vom
4 . December 1901 , Z . 112124 , betreffend die der Gemeinde
Groß Poppen ertheilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Percent der
direclen Steuern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1901.

Nr . 83 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
4 . December 1901 , Z . 112126 , betreffend die der Gemeinde
Limbach ertheilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Percent der directen
Steuern übersteigenden Umlagen sür das Jahr 1900.

Nr . 84 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enus vom
4 . December 1901 , Z . 112128 , betreffend die der Gemeinde
Merkenbrechts ertheilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Percent der
directen Steuern übersteigende » Umlage » für das Jahr 1901.

Nr . 8S . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
4 . December 1901 , Z . 112133 , betreffend die der Gemeinde
Thaua eltheilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Percent der directen
Steuern übersteigenden Umlagen für das Jahr 1901.

Nr . 80 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
7 . December 1901 , 113518 , betreffend die der Gemeinde
Mödling ertheilte Bewilligung zur Forteinhebung einer Mietzinsauflage von
6 k von jeder Mielzinskroue für die Zeit von 1902 bis Ende 1901.

*) Erscheint i» dieser Nummer der „Verordnungen , c." vollinhaltlich ausgenommen.

Nr. 87 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
11 . December 1901 , H. 112110 , betreffend die der Gemeinde
Ober -Wölbling ertheilte Bewilligung zur Einhebung von 100 Percent der
directen Steuern übersteigenden Umlagen sür das Jahr 1900.

Nr. 88 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
12 . December 1901 , Z . I 14931 , womit für mehrere Kategorien
von Gewerben Ausnahmsbestimmungen hinsichtlich der Regelung der Sonntags¬
ruhe am 22 . und 29 . December 1901 erlaffe » werden.

Nr . 80 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom
13 . December 1901 , Z . 115949 , betreffend die neue Wahl¬
ordnung sür die Niederösterreichischc Handels - und Gewerbekammer.

Nr. 00 . Gesetz vom 22. November 1901, wirksam für
das Erzherzogthum Österreich unter der Enns , betreffend die Erfordernisse zur
Bestätigung und Beeidigung für das znm Schutze der Landescultur bestellte
Wachpersonal.

Nr. 01 . Verordnung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 17 . De¬
cember 1901 , Z . 118180 , betreffend den zur Bedeckung der Kosten
für die Niederösterreichische Handels - und Gewerbekammer im Jahre 1902
einzuhebenden Zuschlag zur allgemeine » Erwerbsteuer und Erwerbsteuer der zur
öffentlichen Rechnungslegung verpflichteten Unternehmungen.

Nr. 02 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 17 . De¬
cember 1901 , Z . 115976 , betreffend die Verlautbarung des von
der Wassergenossenschaft Leitzersdorf -Hatzenbach und Wollmannsberg mit dem
niederösterreichischen Laudes -Ausfchusse und der Staatsverwaltung in Gemäß¬
heit des Z 5 des Gesetzes vom 21 . Juli 1901 , L.- G .- und V .-Bl . Nr . 34,
abgeschlossenen Übereinkommens , betreffend die Entwässerung versumpfter Grund¬
stücke in den Gemeinden Leitzersdorf -Hatzenbach und Wollmannsberg.

Nr. 03 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 20 . De¬
cember 1901 , Z . 116446 , betreffend die Verlautbarung des von
der Waffergenofsenschast in Drasenhofen mit dem niederösterreichischen Landes-
Ausschusse und der Staatsverwaltung in Gemäßheit des Z 5 des Gesetzes vom
26 . Juli 1901 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 32 , abgeschlossenen Überink ) mmens
wegen Entwässerung versumpfter Grundstücke in der Gemeinde Drasn Hofen.

Nr . 04 . Kundmachung des k. k. n.-ö. Laudes-
schulrathes vom 24 . December 1901 , Z . 15801/L .-S .-R .,
mit welcher das in der Sitzung des Landtages des Erzherzogthnms Österreich
unter der Enns vom 10 . Juli 1901 beschlossene Statut , betreffend die Gründung
von Landes - Kindergärten und damit verbundenen Landes - Kinderbewahr¬
anstalten , welche mit öffentlichen Volksschulen nicht in Verbindung stehen,
verlautbart wird.
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Nr . I . Gesetz vom 11 . December 1901 , wirksam für
das Erzherzogtum Österreich unter der Enns , betreffend die Regulierung
des Gmosbaches und seiner Zuflüsse und Entwässerung versumpfter Grundstücke
in der Gemeinde Guntersdorf.

Nr. 2. Kundmachung derk. k. u.-ö. Finanz-Landes-
Direction vom 30 . December 1901 , Z . 93221 , betreffend
die Termine zur Einzahlung der directen Steuern im Jahre 1902.
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